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(Vereinsförderungsgesetz) 

zu dem Gesetzentwurf des Bundesrates 
— Drucksache 11/390 — 

Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung des Gemeinnützigkeitsrechts 

zu dem Gesetzentwurf der Abgeordneten Büchler (Hof), Dr. Apel, Dr. Spöri, Börnsen (Ritterhude), 
Dr. Hauchler, Huonker, Kastning, Frau Matthäus-Maier, Dr. Mertens (Bottrop), Oesinghaus, Poß, 
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Dr. Haack, Frau Hämmerle, Frau Dr. Hartenstein, Heimann, Heistermann, Heyenn, Hiller (Lübeck), 
Dr. Holtz, Horn, Ibrügger, Jaunich, Dr. Jens, Jung (Düsseldorf), Jungmann, Kirschner, Kißlinger, 
Dr. Klejdzinski, Kolbow, Koltzsch, Koschnick, Kretkowski, Kuhlwein, Lambinus, Leidinger, 
Leonhart, Lohmann (Witten), Lutz, Frau Dr. Martiny, Menzel, Dr. Mitzscherling, Müller (Pleisweiler), 
Müller (Schweinfurt), Müntefering, Nehm, Dr. Niese, Oostergetelo, Dr. Penner, Peter (Kassel), 
Pfuhl, Porzner, Reimann, Reuschenbach, Reuter, Rixe, Dr. Scheer, Schmidt (München), 
Schmidt (Salzgitter), Dr. Schmude, Dr. Schöfberger, Schreiner, Schröer (Mülheim), Seidenthal, 
Frau Seuster, Sieler (Amberg), Sielaff, Dr. Soell, Stahl (Kempen), Steiner, Frau Steinhauer, Stiegler, 
Stobbe, Frau Terborg, Frau Dr. Timm, Urbaniak, Vahlberg, Verheugen, Voigt (Frankfurt), 
von der Wiesche, Walther, Wartenberg (Berlin), Weiermann, Frau Weiler, Weisskirchen (Wiesloch), 
Dr. Wernitz, Würtz, Zumkley, Dr. Vogel und der Fraktion der SPD 
— Drucksache 11/1334 — 

Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung des Gemeinnützigkeitsrechts 
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zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Apel, Dr. Penner, Büchner (Speyer), Dr. Spöri, 
Klein (Diaburg), Amling, Frau Becker-Inglau, Dr. Hauchler, Huonker, Kastning, Lambinus, 
Lohmann (Witten), Frau Matthäus-Maier, Dr. Me rtens (Bottrop), Dr. Nöbel, Oesinghaus, Porzner, 
Poß, Frau Renger, Reschke, Schmidt (Salzgi tter), Frau Steinhauer, Dr. Struck, Westphal, 
Wieczorek (Duisburg), Wimmer (Neuötting), Bamberg, Bernrath, Dr. Böhme, Brück, Dr. Emmerlich, 
Graf, Großmann, Frau Hämmerle, Heistermann, Kuhlwein, Müller (Pleisweiler), Müntefering, 
Frau Odendahl, Paterna, Peter (Kassel), Rixe, Schäfer (Offenburg), Wartenberg (Berlin), 
Weisskirchen (Wiesloch), Dr. Wernitz, Frau Weyel, Würtz, Zander, Schanz, Dreßler, Toetemeyer, 
Ibrügger, Dr. Vogel und der Fraktion der SPD 
— Drucksache 11/124 — 

Steuerliche Erleichterungen für die gemeinnützigen Sportvereine und andere 
gemeinnützige Vereine 

A. Problem 

Der von der Bundesregierung vorgelegte Entwurf eines Vereins-
förderungsgesetzes geht davon aus, daß 

— das geltende Gemeinnützigkeitsrecht insbesondere im Hin-
blick auf die Abgrenzung zwischen begüns tigten und nichtbe-
günstigten Zwecken in sich nicht mehr stimmig und im Laufe 
der Zeit durch immer neue Regelungen unüberschaubar ge-
worden ist, 

— aufgrund dieser Situation und auch aufgrund der Ausweitung 
wirtschaftlicher Betätigungen durch gemeinnützige Vereine 
die Anwendung des Steuerrechts für die meist ehrenamtlichen 
Vertreter der Vereine zu schwierig geworden ist. 

Die wortgleichen Gesetzentwürfe des Bundesrates und der Abge-
ordneten Büchler (Hof), Dr. Apel u. a. und der Fraktion der SPD 
basieren ebenfalls auf der Ansicht, daß die Förderung der Pflan-
zen- und Kleintierzucht durch Vereinigungen nicht berufsmäßiger 
Züchter als Förderung der Allgemeinheit zu we rten ist. 

Dem von den Abgeordneten Dr. Apel, Dr. Penner u. a. und der 
Fraktion der SPD vorgelegten Antrag liegt die Auffassung zu-
grunde, daß die gemeinnützigen Sportvereine ihre dem Gemein-
wohl dienenden Aufgaben nur erfüllen können, wenn die sportli-
chen, sozialen, kulturellen und geselligen Tätigkeiten der Sport

-vereine und der ehrenamtlichen Helfer dauerhaft von steuerlichen 
Abgaben befreit werden. 

B. Lösung 

Der Ausschuß befürwortet im wesentlichen den Gesetzentwurf der 
Bundesregierung, er schlägt jedoch insbesondere folgende Ände-
rungen und Ergänzungen der Vorlage vor: 

— Konkretisierende Eingrenzung der Zwecke, die neu als ge-
meinnützig anerkannt werden; 
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— klarstellende gesetzliche Regelung zur Verhinderung miß-
bräuchlicher Vereinsaufspaltungen (Verhinderung der sog. 
Zellteilung, um einer mehrfachen Inanspruchnahme von 
Steuervergünstigungen durch gemeinnützige Vereine entge-
genzuwirken); 

— Möglichkeit für gemeinnützige Vereine, Überschüsse aus der 
Verwertung unentgeltlicher Altmaterialsammlungen durch 
Schätzung in Höhe des branchenüblichen Reingewinns zu er-
mitteln; 

— Erhöhung des Abzugsrahmens für Spenden für mildtätige 
Zwecke von 5 v. H. auf 10 v. H. des Gesamtbetrags der Ein-
künfte; 

— Ausdehnung der steuerfreien Aufwandspauschale gemäß § 3 
Nr. 26 EStG (sog. Übungsleiterpauschale) auf Personen, die 
nebenberuflich im Pflegedienst tätig sind; 

— Einführung einer Vertrauensschutzregelung für gutgläubige 
Spender in Fällen, in denen die Spende nicht für steuerbegün-
stigte Zwecke verwendet wird; zugleich Schaffung eines Haf-
tungstatbestandes für die für die Zweckentfremdung der 
Spende Verantwortlichen, nach dem diese für die entgangenen 
Steuern mit 40 v. H. des zugewendeten Be trages einzutreten 
haben; 

— Verpflichtung des jeweils zuständigen Bundesministeriums zur 
Annahme von Spenden und damit zur Ausstellung der Spen-
denbescheinigung im Falle sog. Durchlaufspenden, sofern der 
gemeinnützige Zweck im Ausland verwirklicht wird; 

— Gewährung der Umsatzsteuerermäßigung für steuerbegün-
stigte Körperschaften auch bei Zusammenschlüssen solcher 
Körperschaften. 

Weiterhin schlägt der Ausschuß vor, die Gesetzentwürfe in den 
Drucksachen 11/390 und 11/1334 sowie den Antrag in Drucksache 
11/124 für erledigt zu erklären. 

Der Entwurf eines Vereinsförderungsgesetzes wurde mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen und denen der Fraktion der 
SPD gegen die Fraktion DIE GRÜNEN angenommen. Die Gesetz-
entwürfe des Bundesrates und der Fraktion der SPD sowie der 
Antrag der Fraktion der SPD wurden einstimmig für erledigt 
erklärt. 

C. Alternativen 

1. Fraktion der SPD 

— Die Fraktion der SPD hat einen weiteren Antrag zur Erhöhung 
der sog. Übungsleiterpauschale von 2 400 DM auf 3 600 DM 
eingebracht. 

— Sie hat ferner beantragt, für Bezieher niedriger steuerpflichti-
ger Einkommen bei der Berücksichtigung von (tatsächlich ge- 
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leisteten) Spenden einen Mindestbetrag von 2 400 DM/ 
4 800 DM (Alleinstehende/Verheiratete) einzuführen. 

2. Fraktion DIE GRÜNEN 

Die Fraktion DIE GRÜNEN verlangt von der Bundesregierung in 
einem Entschließungsantrag eine Neufassung des Vereinsförde-
rungsgesetzes, die 

— den wesentlichen Aussagen der Unabhängigen Sachverständi-
genkommission zur Prüfung des Gemeinnützigkeits- und Spen-
denrechts in stärkerem Maße Rechnung tragen soll, 

— das Gemeinnützigkeitsrecht vereinheitlichen und vereinfachen 
und die Grundlinie beibehalten soll, daß eine transparente öf-
fentliche Vereinsförderung Vorrang vor einer umständlichen 
und ungleichgewich tigen steuerlichen Förderung hat. 

Außerdem hat die Fraktion DIE GRÜNEN folgendes beantragt: 

— Annahme eines konkretisierenden Katalogs gemeinnütziger 
Zwecke, der insbesondere die Förderung von Arbeitsplatz- und 
Ausbildungsinitiativen und den Gedanken des Minderheiten-
schutzes berücksichtigt. 

— Gleichstellung der Spenden für die übrigen steuerbegünstigten 
Zwecke mit den Spenden an politische Parteien beim Spenden-
abzug. 

— Verzicht auf das Erfordernis eines Erstattungsanspruchs bei 
Aufwendungsspenden für mildtätige Zwecke. 

— Einführung eines Steuerabzugsbetrags bei unentgelt lichen 
Pflegeleistungen in Höhe von 5 DM pro Pflegestunde bis zum 
Höchstbetrag von 1 200 DM/2 400 DM (Alleinstehende/Ver-
heiratete). 

3. Sachverständigenkommission 

Die Unabhängige Sachverständigenkommission zur Prüfung des 
Gemeinnützigkeits- und Spendenrechts hat u. a. vorgeschlagen, 
die bestehenden Abgrenzungsschwierigkeiten zwischen begün-
stigten und nichtbegünstigten Zwecken durch eine Einschrän-
kung der gemeinnützigen und spendenbegünstigten Zwecke im 
Freizeitbereich zu besei tigen, wobei insbesondere der Sport nicht 
mehr spendenbegünstigt sein so ll. Hinzuweisen ist darauf, daß 
eine Reihe anderer Vorschläge der Sachverständigenkommission 
in den vom Ausschuß verabschiedeten Gesetzentwurf übernom-
men worden ist. 

4. Land Baden- Württemberg 

Das Land Baden-Württemberg hat im Bundesrat einen Gesetzent-
wurf eingebracht, nach dem die Besteuerung wi rtschaftlicher Be-
tätigungen gemeinnütziger Körperschaften, die nicht Zweckbe-
trieb sind, durch eine Pauschalierung der Körperschaft- und Ge-
werbesteuer vereinfacht werden soll. 
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D. Kosten 

Die im Regierungsentwurf angesetzten Steuerausfälle von mehr 
als 100 Mio. DM aufgrund der neu in die Gemeinnützigkeit einbe-
zogenen Betätigungen und der damit verbundenen Spendenab-
zugsmöglichkeit sowie von 10 bis 15 Mio. DM aufgrund der Anhe-
bung des Körperschaftsteuerfreibetrags von 5 000 DM auf 
7 500 DM und der Umwandlung der Freigrenze bei der Gewer-
beertragsteuer in einen Freibetrag von 7 500 DM erhöhen sich auf 
Grund der Ausschußbeschlüsse im Entstehungsjahr 1990 um 

— 100 Mio. DM aufgrund der Ausdehnung der steuerfreien Auf-
wandspauschale gemäß § 3 Nr. 26 EStG auf nebenberufliche 
Pflegetätigkeiten. 

— 140 Mio. DM aufgrund der Erhöhung des Abzugssatzes bei 
Spenden zur Förderung mildtätiger Zwecke von 5 v. H. auf 
10 v. H. des Gesamtbetrages der Einkünfte. 

Die vorgeschlagene restriktive Benennung gemeinnütziger Frei-
zeitbetätigungen durch einen abschließenden Katalog führt ten-
denziell zu einer Verringerung der im Regierungsentwurf genann-
ten Steuermindereinnahmen. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Entwurf eines Vereinsförderungsgesetzes — Drucksache 
11/4176 — in der aus der anliegenden Zusammenstellung er-
sichtlichen Fassung anzunehmen, 

2. den vom Bundesrat und den von der Fraktion der SPD einge-
brachten Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung des Ge-
meinnützigkeitsrechts — Drucksachen 11/390 und 11/1334 
sowie den Antrag der Fraktion der SPD „Steuerliche Erleichte-
rungen für die gemeinnützigen Sportvereine und andere ge-
meinnützige Vereine" — Drucksache 11/124 — für erledigt zu 
erklären. 

Bonn, den 25. Oktober 1989 

Der Finanzausschuß 

Gattermann 

Vorsitzender 

Dr. Grünewald 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Verbesserung und Vereinfachung 
der Vereinsbesteuerung (Vereinsförderungsgesetz) 
— Drucksache 11/4176 — 
mit den Beschlüssen des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 

Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung 
und Vereinfachung der Vereinsbesteuerung 

(Vereinsförderungsgesetz) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesra-
tes das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung der Abgabenordnung 

Die Abgabenordnung vom 16. März 1976 (BGBl. I 
S. 613; 1977 I S. 269), die zuletzt durch ... (BGBl. I 
S. . . .) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 52 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 2 werden die Worte „Schach gilt als 
Sport" gestrichen. 

b) Nummer 2 wird Nummer 3, Nummer 3 wird 
Nummer 2. Am Ende der Nummern 2 und 3 wer-
den die Punkte durch Beistriche ersetzt. 

c) Folgende Nummer 4 wird angefügt: 

„4. die Förderung dem Sport nahestehender 
Tätigkeiten, die Förderung der Pflan-
zen- und Kleintierzucht und ähnlicher 
Zwecke." 

2. § 58 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 5 werden die Worte „ein Viertel" 
durch die Worte „ein Drittel" ersetzt. 

b) Nummer 9 wird wie folgt gefaßt: 

„9. ein Sportverein neben dem unbezahlten 
auch den bezahlten Sport  fördert." 

3. § 64 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 64 

Steuerpflichtige wirtschaft liche Geschäftsbetriebe 

(1) Schließt das Gesetz die Steuervergünstigung 
insoweit aus, als ein wi rtschaftlicher Geschäftsbe

-

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung 
und Vereinfachung der Vereinsbesteuerung 

(Vereinsförderungsgesetz) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesra-
tes das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung der Abgabenordnung 

Die Abgabenordnung vom 16. März 1976 (BGBl. I 
S. 613; 1977 I S. 269), die zuletzt durch ... (BGBl. I 
S. . . .) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

01. Dem § 51 wird folgender Satz angefügt: 

„Funktionale Untergliederungen (Abteilungen) 
von Körperschaften gelten nicht als selbständige 
Steuersubjekte." 

1. In § 52 Abs. 2 werden am Ende der Nummer 3 der 
Punkt durch einen Beistrich ersetzt und folgende 
Nummer 4 angefügt: 

„4. die Förderung der Tierzucht, der Pflanzen-
zucht, der Kleingärtnerei, des traditionellen 
Brauchtums einschließlich des Karnevals, der 
Fastnacht und des Faschings, der Soldaten- 
und Reservistenbetreuung, des Amateurfun-
kens, des Modellflugs und des Hunde-
sports." 

2. unverändert 

3. § 64 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 64 

Steuerpflichtige wirtschaftliche Geschäftsbetriebe 

(1) unverändert 
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Entwurf 

trieb (§ 14) unterhalten wird, so verliert die Körper-
schaft die Steuervergünstigung für die dem Ge-
schäftsbetrieb zuzuordnenden Besteuerungs-
grundlagen (Einkünfte, Umsätze, Vermögen), so-
weit der wirtschaftliche Geschäftsbetrieb kein 
Zweckbetrieb (§§ 65 bis 68) ist. 

(2) Unterhält die Körperschaft mehrere wirt-
schaftliche Geschäftsbetriebe, die keine Zweck-
betriebe (§§ 65 bis 68) sind, werden diese als ein 
wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb behandelt. 

(3) Übersteigen die Einnahmen einschließlich 
Umsatzsteuer aus wi rtschaftlichen Geschäftsbe-
trieben, die keine Zweckbetriebe sind, insgesamt 
nicht 60 000 Deutsche Mark im Jahr, so unterliegen 
die diesen Geschäftsbetrieben zuzuordnenden Be-
steuerungsgrundlagen nicht der Körperschaft-
steuer und der Gewerbesteuer." 

4. § 67 a wird wie folgt gefaßt: 

„§ 67a 

Sportliche Veranstaltungen 

(1) Sportliche Veranstaltungen eines Sportver-
eins sind ein Zweckbetrieb, wenn die Einnahmen 
einschließlich Umsatzsteuer insgesamt 60 000 DM 
im Jahr nicht übersteigen. Der Verkauf von Spei-
sen und Getränken gehört nicht zu den sportlichen 
Veranstaltungen. 

(2) Der Sportverein kann dem Finanzamt bis 
zur Unanfechtbarkeit des Körperschaftsteuerbe-
scheids erklären, daß er auf die Anwendung des 
Absatzes 1 Satz 1 verzichtet. Die Erklärung bindet 
den Sportverein für mindestens fünf Veranla-
gungszeiträume. 

(3) Wird auf die Anwendung des Absatzes 1 
Satz 1 verzichtet, sind sportliche Veranstaltungen 
eines Sportvereins ein Zweckbetrieb, wenn 

1. kein Sportler des Vereins teilnimmt, der für 
seine sportliche Betätigung oder für die Benut-
zung seiner Person, seines Namens, seines Bil-
des oder seiner sportlichen Betätigung zu Wer-
bezwecken von dem Verein oder einem Dritten 
über eine Aufwandsentschädigung hinaus Ver-
gütungen oder andere Vorteile erhält und 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

(4) Die Aufteilung einer Körperschaft in meh-
rere selbständige Körperschaften zum Zweck der 
mehrfachen Inanspruchnahme der Steuervergün-
stigung nach Absatz 3 gilt als Mißbrauch von 
rechtlichen Gestaltungsmöglichkeiten im Sinne 
des § 42. 

(5) Überschüsse aus der Verwertung unentgelt-
lich erworbenen Altmaterials außerhalb einer 
ständig dafür vorgehaltenen Verkaufsstelle, die 
der Körperschaftsteuer und der Gewerbesteuer 
unterliegen, können in Höhe des branchenübli-
chen Reingewinns geschätzt werden." 

4. § 67 a wird wie folgt gefaßt: 

„ § 67 a 

Sportliche Veranstaltungen 

(1) Sportliche Veranstaltungen eines Sportver-
eins sind ein Zweckbetrieb, wenn die Einnahmen 
einschließlich Umsatzsteuer insgesamt 60 000 DM 
im Jahr nicht übersteigen. Der Verkauf von Spei-
sen und Getränken sowie die Werbung gehören 
nicht zu den sportlichen Veranstaltungen. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 
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Entwurf 

2. kein anderer Sportler teilnimmt, der für die Teil-
nahme an der Veranstaltung von dem Verein 
oder einem Dritten im Zusammenwirken mit 
dem Verein über eine Aufwandsentschädigung 
hinaus Vergütungen oder andere Vorteile er-
halt.  

Andere sportliche Veranstaltungen sind ein steuer-
pflichtiger wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb. Die-
ser schließt die Steuervergünstigung nicht aus, 
wenn die Vergütungen oder andere Vorteile aus-
schließlich aus wirtschaftlichen Geschäftsbetrie-
ben, die nicht Zweckbetriebe sind, oder von Dritten 
geleistet werden. " 

5. § 68 wird wie folgt geändert: 

a) Der Einleitungssatz wird wie folgt gefaßt: 

„Zweckbetriebe sind auch: ". 

b) Nummer 7 wird wie folgt gefaßt: 

„7. kulturelle Einrichtungen, wie Museen, 
Theater, und kulturelle Veranstaltungen, 
wie Konzerte, Kunstausstellungen; dazu ge-
hört nicht der Verkauf von Speisen und Ge-
tränken, ". 

Artikel 2 

Änderung des Einführungsgesetzes 
zur Abgabenordnung 

In Artikel 97 des Einführungsgesetzes zur Abga-
benordnung vom 14. Dezember 1976 (BGBl. I 
S. 3341), das zuletzt durch ... (BGBl. I  S. . . .) geän-
dert worden ist, wird folgender § 1 d eingefügt: 

„§1d 

Steuerbegünstigte Zwecke 

Die Vorschriften der §§ 52, 58, 64, 67 a und 68 der 
Abgabenordnung in der Fassung von Artikel 1 des 
Vereinsförderungsgesetzes vom ... sind erstmals ab 
1. Januar 1990 anzuwenden. " 

Artikel 3 

Änderung des Einkommensteuergesetzes 

Dem § 10 b Abs. 3 des Einkommensteuergesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Februar 
1987 (BGBl. I S. 657), das zuletzt durch ... (BGBl. I 
S. . . .) geändert worden ist, werden folgende Sätze 
angefügt: 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

5. unverändert 

Artikel 2 

Änderung des Einführungsgesetzes 
zur Abgabenordnung 

In Artikel 97 des Einführungsgesetzes zur Abga-
benordnung vom 14. Dezember 1976 (BGBl. I 
S. 3341), das zuletzt durch ... (BGBl. I  S. . . .) geän-
dert worden ist, wird folgender § 1 d eingefügt: 

„§ 1 d 

Steuerbegünstigte Zwecke 

Die Vorschriften der §§ 51, 52, 58, 64, 67a und 68 
der Abgabenordnung in der Fassung von Artikel 1 des 
Vereinsförderungsgesetzes vom ... sind erstmals ab 
1. Januar 1990 anzuwenden. " 

Artikel 3 

Änderung des Einkommensteuergesetzes 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 27. Februar 1987 (BGBl. I S. 657), 
das zuletzt durch ... (BGBl. I  S. . . .) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 

1. In § 3 Nr. 26 werden nach den Worten „vergleich-
bare nebenberufliche Tätigkeit" die Worte „oder 
für die nebenberufliche Pflege alter, kranker oder 
behinderter Menschen" eingefügt. 

2. § 10b wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 werden nach dem Wort  „wis-
senschaftliche" ein Beistrich und das Wort 

 „mildtätige" eingefügt. 
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Entwurf 

„Aufwendungen zugunsten einer zum Empfang steu-
erlich abzugsfähiger Zuwendungen berechtigten Kör-
perschaft sind nur abzugsfähig, wenn ein Anspruch 
auf die Erstattung der Aufwendungen durch Vertrag 
oder Satzung eingeräumt und auf die Erstattung ver-
zichtet worden ist. Der Anspruch darf nicht unter der 
Bedingung des Verzichts eingeräumt worden  sein."  

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

b) Dem Absatz 3 werden folgende Sätze ange-
fügt: 

„Aufwendungen zugunsten einer zum Empfang 
steuerlich abzugsfähiger Zuwendungen be-
rechtigten Körperschaft sind nur abzugsfähig, 
wenn ein Anspruch auf die Erstattung der Auf-
wendungen durch Vertrag oder Satzung einge-
räumt und auf die Erstattung verzichtet worden 
ist. Der Anspruch darf nicht unter der Bedin-
gung des Verzichts eingeräumt worden  sein."  

c) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

„(4) Der Steuerpflichtige darf auf die Richtig-
keit der Bestätigung über Spenden und Mit-
gliedsbeiträge vertrauen, es sei denn, daß er 
die Bestätigung durch unlautere Mittel oder 
falsche Angaben erwirkt hat oder daß ihm die 
Unrichtigkeit der Bestätigung bekannt oder in-
folge grober Fahrlässigkeit nicht bekannt war. 
Wer vorsätzlich oder grob fahrlässig eine un-
richtige Bestätigung ausstellt oder wer veran-
laßt, daß Zuwendungen nicht zu den in der Be-
stätigung angegebenen steuerbegünstigten 
Zwecken verwendet werden, haftet für die ent-
gangene Steuer. Diese ist mit 40 vom Hundert 
des zugewendeten Betrags anzusetzen." 

3. In § 34 g Satz 3 werden nach der Bezeichnung 
„Abs. 3" die Worte „und 4" eingefügt. 

4. § 52 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 13 b Satz 1 wird hinter die Bezeich-
nung „§ 10b" die Bezeichnung „Abs. 2" ein-
gefügt. 

b) In Absatz 24 a werden hinter die Bezeich-
nung „§ 34 g" die Worte „in der Fassung des 
Gesetzes zur Änderung des Parteiengeset-
zes und anderer Gesetze vom 22. Dezember 
1988 (BGBl. I S. 2615)" eingefügt. 

Artikel 3 a 

Änderung der Einkommensteuer

-

Durchführungsverordnung 

Die Einkommensteuer-Durchführungsverordnung 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Juli 
1986 (BGBl. I S. 1239), die zuletzt durch ... geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Dem § 48 Abs. 3 Nr. 2 wird folgender Satz ange-
fügt: 

„In Fällen der Durchlaufspende für Zwecke, die 
im Ausland verwirklicht werden, ist das Bundes-
ministerium, in dessen Aufgabenbereich der je-
weilige Zweck fällt, zur Spendenannahme ver-
pflichtet." 

2. In § 84 Abs. 1 wird die Jahreszahl „1988" durch 
die Jahreszahl „1990" ersetzt. 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 	Drucksache 11/5582 

Entwurf 

Artikel 4 

Änderung des Umsatzsteuergesetzes 

Das Umsatzsteuergesetz vom 26. November 1979 
(BGBl. I S. 1953), das zuletzt durch ... (BGBl. I  S. . . .) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

Nach § 23 wird folgender § 23 a eingefügt: 

„§ 23 a 

Durchschnittsatz für Körperschaften, Personen

-

vereinigungen und Vermögensmassen im Sinne 
des § 5 Abs. 1 Nr. 9 des Körperschaftsteuergesetzes 

(1) Zur Berechnung der abziehbaren Vorsteuerbe-
träge (§ 15) wird für Körperschaften, Personenvereini-
gungen und Vermögensmassen im Sinne des § 5 
Abs. 1 Nr. 9 des Körperschaftsteuergesetzes, die nicht 
verpflichtet sind, Bücher zu führen und auf Grund 
jährlicher Bestandsaufnahmen regelmäßig Ab-
schlüsse machen, ein Durchschnittsatz von 7 vom 
Hundert des steuerpflichtigen Umsatzes, mit Aus-
nahme der Einfuhr, festgesetzt. Ein weiterer Vorsteu-
erabzug ist ausgeschlossen. 

(2) Der Unternehmer, dessen steuerpflichtiger Um-
satz, mit Ausnahme der Einfuhr, im vorangegangenen 
Kalenderjahr 60 000 DM überstiegen hat, kann den 
Durchschnittsatz nicht in Anspruch nehmen. 

(3)Der Unternehmer, bei dem die Voraussetzungen 
für die Anwendung des Durchschnittsatzes gegeben 
sind, kann dem Finanzamt spätestens bis zum zehnten 
Tage nach Ablauf des ersten Voranmeldungszeit-
raums eines Kalenderjahres erklären, daß er den 
Durchschnittsatz in Anspruch nehmen will. Die Erklä-
rung bindet den Unternehmer mindestens für fünf 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Artikel 3 b 

Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang 

48 Abs. 3 und § 84 Abs. 1 der Einkommensteuer-
Durchführungsverordnung in der durch Artikel 3 a 
geänderten Fassung können aufgrund der Ermächti-
gungen des Einkommensteuergesetzes durch Rechts-
verordnung wieder geändert werden. 

Artikel 4 

Änderung des Umsatzsteuergesetzes 

Das Umsatzsteuergesetz vom 26. November 1979 
(BGBl. I S. 1953), zuletzt geändert durch Artikel 8 des 
Gesetzes vom 20. Dezember 1988 (BGBl. I S. 2262), 
wird wie folgt geändert: 

1. § 12 Abs. 2 Nr. 8 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Buchstabe a. 

b) Folgender Buchstabe b wird angefügt: 

„b) die Leistungen der nichtrechtsfähigen Per-
sonenvereinigungen und Gemeinschaften 

. der in Buchstabe a Satz 1 bezeichneten 
Körperschaften, wenn diese Leistungen, 
falls die Körperschaften sie anteilig selbst 
ausführten, insgesamt nach Buchstabe a 
ermäßigt besteuert  würden;". 

2. Nach § 23 wird folgender § 23 a eingefügt: 

„§ 23a 

Durchschnittsatz für Körperschaften, Personen

-

vereinigungen und Vermögensmassen im Sinne 
des § 5 Abs. 1 Nr. 9 des Körperschaftsteuergesetzes 

(1) Zur Berechnung der abziehbaren Vorsteuer-
beträge (§ 15) wird für Körperschaften, Personen-
vereinigungen und Vermögensmassen im Sinne 
des § 5 Abs. 1 Nr. 9 des Körperschaftsteuergeset-
zes, die nicht verpflichtet sind, Bücher zu führen 
und auf Grund jährlicher Bestandsaufnahmen re-
gelmäßig Abschlüsse zu machen, ein Durchschnitt-
satz von 7 vom Hundert des steuerpflichtigen Um-
satzes, mit Ausnahme der Einfuhr, festgesetzt. Ein 
weiterer Vorsteuerabzug ist ausgeschlossen. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 
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Kalenderjahre. Sie kann nur mit Wirkung vom Beginn 
eines Kalenderjahres an widerrufen werden. Der Wi-
derruf ist spätestens bis zum zehnten Tag nach Ablauf 
des ersten Voranmeldungszeitraums dieses Kalender-
jahres zu erklären. Eine erneute Anwendung des 
Durchschnittsatzes ist frühestens nach Ablauf von fünf 
Kalenderjahren zulässig. " 

Artikel 5 

Änderung der Umsatzsteuer

-

Durchführungsverordnung 

Die Umsatzsteuer-Durchführungsverordnung vom 
21. Dezember 1979 (BGBl. I S. 2359), die zuletzt 
durch ... (BGBl. I  S. . . .) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 

Nach § 66 wird folgender § 66 a eingefügt: 

„§ 66a 

Aufzeichnungspflichten bei der Anwendung des 
Durchschnittsatzes für Körperschaften, Personen-
vereinigungen und Vermögensmassen im Sinne 
des § 5 Abs. 1 Nr. 9 des Körperschaftsteuergesetzes 

Der Unternehmer ist von den Aufzeichnungspflich-
ten nach § 22 Abs. 2 Nr. 5 und 6 des Gesetzes befreit, 
soweit er die abziehbaren Vorsteuerbeträge nach dem 
in § 23 a des Gesetzes festgesetzten Durchschnittsatz 
berechnet." 

Artikel 6 

Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang 

§ 66 a der Umsatzsteuer-Durchführungsverordnung 
in der Fassung des Artikels 5 kann auf Grund des § 22 
Abs. 6 Nr. 1 des Umsatzsteuergesetzes durch Rechts-
verordnung geändert werden. 

Artikel 7 

Änderung des Körperschaftsteuergesetzes 

Das Körperschaftsteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 10. Februar 1984 (BGBl. I 
S. 217), das zuletzt durch ... (BGBl. I  S. . . .) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Artikel 5 

unverändert 

Artikel 6 

unverändert 

Artikel 7 

Änderung des Körperschaftsteuergesetzes 

Das Körperschaftsteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 10. Februar 1984 (BGBl. I 
S. 217), das zuletzt durch ... (BGBl. I  S. . . .) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 5 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 2 werden nach den Worten „die 
Wohnungsbaukreditanstalt des Landes Schles-
wig-Holstein" die Worte „ , die Niedersächsi-
sche Landestreuhandstelle für Wirtschaftsför-
derung Norddeutsche Landesbank, die Landes-
treuhandstelle für Agrarförderung Norddeut-
sche Landesbank, die Saarländische Investi-
tionskreditbank Aktiengesellschaft" einge-
fügt. 
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1. In § 5 Abs. 1 Nr. 9 wird das Semikolon durch einen 
Punkt ersetzt und folgender Satz angefügt: 

„Satz 2 gilt nicht für selbstbewirtschaftete Forstbe-
triebe;". 

2. Dem § 9 Nr. 3 werden folgende Sätze angefügt: 

„Aufwendungen zugunsten einer zum Empfang 
steuerlich abzugsfähiger Zuwendungen berechtig-
ten Körperschaft sind nur abzugsfähig, wenn ein 
Anspruch auf die Erstattung der Aufwendungen 
durch Vertrag oder Satzung eingeräumt und auf 
die Erstattung verzichtet worden ist. Der Anspruch 
darf nicht unter der Bedingung des Verzichts ein-
geräumt worden  sein."  

3. § 24 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 24 

Freibetrag für bestimmte Körperschaften 

Vom Einkommen der unbeschränkt steuerpflich-
tigen Körperschaften, Personenvereinigungen und 
Vermögensmassen ist ein Freibetrag von 7 500 
Deutsche Mark, höchstens jedoch in Höhe des Ein-
kommens, abzuziehen. Satz 1 gilt nicht 

1. für Körperschaften und Personenvereinigun-
gen, deren Leistungen bei den Empfängern zu 
den Einnahmen im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 1 
oder 2 des Einkommensteuergesetzes gehö-
ren, 

2. für Vereine im Sinne des § 25." 

4. § 54 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 einge-
fügt: 

„(3) § 5 Abs. 1 Nr. 9 Satz 3 ist auch für vor dem 
1. Januar 1990 beginnende Veranlagungszeit-
räume anzuwenden, soweit Bescheide noch 
nicht bestandskräftig sind oder unter dem Vor-
behalt der Nachprüfung stehen." 

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4.  

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

b) In Nummer 9 wird das Semikolon durch einen 
Punkt ersetzt und folgender Satz angefügt: 

„Satz 2 gilt nicht für selbstbewirtschaftete Forst-
betriebe; ". 

2. § 9 Nr. 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Buchstabe a Satz 2 werden nach dem Wo rt 
 „wissenschaftliche" ein Beistrich und das Wort 

 „mildtätige" eingefügt. 

b) Folgende Sätze werden angefügt: 

„Aufwendungen zugunsten einer zum Empfang 
steuerlich abzugsfähiger Zuwendungen be-
rechtigten Körperschaft sind nur abzugsfähig, 
wenn ein Anspruch auf die Erstattung der Auf-
wendungen durch Vertrag oder Satzung einge-
räumt und auf die Erstattung verzichtet worden 
ist. Der Anspruch darf nicht unter der Bedin-
gung des Verzichts eingeräumt worden sein. 
Der Steuerpflichtige darf auf die Richtigkeit 
der Bestätigung über Spenden und Mitglieds-
beiträge vertrauen, es sei denn, daß er die Be-
stätigung durch unlautere Mittel oder falsche 
Angaben erwirkt hat oder daß ihm die Unrich-
tigkeit der Bestätigung bekannt oder infolge 
grober Fahrlässigkeit nicht bekannt war. Wer 
vorsätzlich oder grob fahrlässig eine unrich-
tige Bestätigung ausstellt oder wer veranlaßt, 
daß Zuwendungen nicht zu den in der Bestäti-
gung angegebenen steuerbegünstigten Zwek-
ken verwendet werden, haftet für die entgan-
gene Steuer. Diese ist mit 40 vom Hundert des 
zugewendeten Betrags anzusetzen." 

3. unverändert 

4. § 54 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) unverändert 
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c) Nach dem neuen Absatz 4 wird folgender Ab-
satz 5 eingefügt: 

„(5) Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaf-
ten sowie Vereine können bis zum 31. Dezem-
ber 1991, in den Fällen des Absatzes 4 bis zum 
31. Dezember 1992, durch schriftliche Erklä-
rung auf die Steuerbefreiung nach § 5 Abs. 1 
Nr. 10 dieses Gesetzes in der vorstehenden Fas-
sung verzichten. Die Körperschaft ist minde-
stens für fünf aufeinanderfolgende Kalender-
jahre an die Erklärung gebunden. Die Erklä-
rung kann nur mit Wirkung von Beginn eines 
Kalenderjahrs an widerrufen werden. Der Wi-
derruf ist spätestens bis zur Unanfechtbarkeit 
der Steuerfestsetzung des Kalenderjahrs zu er-
klären, für das er gelten soll." 

d) Die bisherigen Absätze 4 bis 10 werden Ab-
sätze 6 bis 12. 

Artikel 8 

Änderung des Gewerbesteuergesetzes 

Das Gewerbesteuergesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Mai 1984 (BGBl. I S. 657), zu-
letzt geändert durch ... (BGBl. I S....), wird wie folgt 
geändert: 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

c) unverändert 

d) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 6. 

e) Die bisherigen Absätze 5 und 6 werden durch 
folgenden Absatz ersetzt: 

„(7) § 9 Nr. 3 in der Fassung des Gesetzes zur 
Änderung des Parteiengesetzes und anderer 
Gesetze vom 22. Dezember 1988 (BGBl. I 
S. 2615) ist erstmals für den Veranlagungszeit-
raum 1989, Buchstabe c dieser Vorschrift erst-
mals für den Veranlagungszeitraum 1984 anzu-
wenden. Für die Veranlagungszeiträume 1984 
bis 1988 ist § 9 Nr. 3 in der Fassung des Geset-
zes zur Änderung des Parteiengesetzes und an-
derer Gesetze mit der Maßgabe anzuwenden, 
daß sich der Höchstbetrag für Spenden an poli-
tische Parteien auf 100 000 Deutsche Mark er-
höht und sich der Betrag von 40 000 Deutsche 
Mark, ab dem eine Veröffentlichung im Re-
chenschaftsbericht Voraussetzung für den Ab-
zug der Spenden ist, auf 20 000 Deutsche Mark 
vermindert. Für Spenden an politische Par-
teien, die vor dem 15. Juli 1986 geleistet wor-
den sind, ist § 9 Nr. 3 in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 10. Februar 1984 (BGBl. I 
S. 217) anzuwenden, wenn dessen Anwendung 
zu einer niedrigeren Steuer fahrt." 

f) Die bisherigen Absätze 7 bis 10 werden Ab-
sätze 8 bis 11. 

Artikel 8 

Änderung des Gewerbesteuergesetzes 

Das Gewerbesteuergesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Mai 1984 (BGBl. I S. 657), zu-
letzt geändert durch ... (BGBl. I S....), wird wie folgt 
geändert: 
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1. In § 3 Nr. 15 werden die Worte „soweit sie die für 
eine Befreiung von der Körperschaftsteuer erfor-
derlichen Voraussetzungen erfüllen" ersetzt durch 
die Worte „soweit sie von der Körperschaftsteuer 
befreit sind". 

2. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„Der Gewerbeertrag ist auf volle 100 Deutsche 
Mark nach unten abzurunden und 

1. bei natürlichen Personen sowie bei Perso-
nengesellschaften um einen Freibetrag in 
Höhe von 36 000 Deutsche Mark, 

2. bei Unternehmen im Sinne des § 2 Abs. 3 und 
des § 3 Nr. 5, 6, 9, 15 und 17 sowie bei Unter-
nehmen von juristischen Personen des öffent-
lichen Rechts um einen Freibetrag in Höhe 
von 7 500 Deutsche Mark, 

höchstens jedoch in Höhe des abgerundeten 
Gewerbeertrags, zu kürzen." 

b) Absatz 5 wird gestrichen. 

Artikel 9 

Änderung des Vermögensteuergesetzes 

Das Vermögensteuergesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. März 1985 (BGBl. I S. 558), 
das zuletzt durch ... (BGBl. I  S. . . .) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

1. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 2 werden nach den Worten „die 
Wohnungsbaukreditanstalt des Landes Schles-
wig-Holstein" die Worte „, die Niedersächsi-
sche Landestreuhandstelle für Wirtschaftsför-
derung Norddeutsche Landesbank, die Landes-
treuhandstelle für Agrarförderung Norddeut-
sche Landesbank, die Saarländische Investi-
tionskreditbank Aktiengesellscha ft" einge-
fügt. 

b) In Nummer 15 werden die Worte „soweit sie die 
für eine Befreiung von der Körperschaftsteuer 
erforderlichen Voraussetzungen erfüllen" er-
setzt durch die Worte „soweit sie von der Kör-
perschaftsteuer befreit sind". 

2. Dem § 5 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Wird das Gewerbe in der Rechtsform einer Euro-
päischen wirtschaftlichen Interessenvereinigung 
mit Sitz im Geltungsbereich der Verordnung 
(EWG) Nr. 2137/85 des Rates vom 25. Juli 1985 
über die Schaffung einer Europäischen wirtschaft-
lichen Interessenvereinigung (EWIV) — ABl. EG 
Nr. L 199 S. 1 — betrieben, sind abweichend von 
Satz 3 die Mitglieder Gesamtschuldner." 

3. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) unverändert 

4. Nach § 36 Abs. 3 wird folgender Absatz einge-
fügt: 

„(3a) § 5 Abs. 1 Satz 4 ist erstmals für den Erhe-
bungszeitraum 1989 anzuwenden." 

Artikel 9 

Änderung des Vermögensteuergesetzes 

Das Vermögensteuergesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. März 1985 (BGBl. I S. 558), 
das zuletzt durch ... (BGBl. I  S. . . .) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 
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1. § 3 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 12 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 2 wird das Semikolon durch einen 
Punkt ersetzt. 

bb) Folgender Satz wird angefügt: 

„Satz 2 gilt nicht für die selbstbewirtschaf-
tete forstwirtschaftliche Nutzung eines Be-
triebs der Land- und Forstwirtschaft (§ 34 
des Bewertungsgesetzes) und für Nebenbe-
triebe im Sinne des § 42 des Bewertungsge-
setzes, die dieser Nutzung dienen;". 

b) Nummer 13 wird wie folgt gefaßt: 

„13. Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaf-
ten sowie Vereine im Sinne des § 5 Abs. 1 
Nr. 10 des Körperschaftsteuergesetzes, so-
weit sie von der Körperschaftsteuer befreit 
sind. In den Fällen des Verzichts nach § 54 
Abs. 5 Satz 1 des Körperschaftsteuergeset-
zes besteht die Steuerpflicht jeweils für das 
Kalenderjahr, für das auf die Steuerbefrei-
ung verzichtet wird. In den Fällen des Wi-
derrufs nach § 54 Abs. 5 Satz 3 des Körper-
schaftsteuergesetzes tritt die Steuerbefrei-
ung für das Kalenderjahr ein, für das er 
gelten soll; ". 

2. In § 25 wird nach Absatz 2 folgender Absatz 2 a 
eingefügt: 

„(2 a) § 3 Abs. 1 Nr. 12 Satz 3 ist auch auf die 
Vermögensteuer der Kalenderjahre vor 1990 anzu-
wenden, soweit Bescheide noch nicht bestands-
kräftig sind oder unter dem Vorbehalt der Nach-
prüfung stehen." 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

1. § 3 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 2 werden nach den Worten „die 
Wohnungsbaukreditanstalt des Landes Schles-
wig-Holstein" die Worte „, die Niedersächsi-
sche Landestreuhandstelle für Wirtschaftsför-
derung Norddeutsche Landesbank, die Landes-
treuhandstelle für Agrarförderung Norddeut-
sche Landesbank, die Saarländische Investi-
tionskreditbank Aktiengesellschaft" einge-
fügt. 

b) Nummer 12 wird wie folgt geändert: 

aa) unverändert 

bb) unverändert 

c) Nummer 13 wird wie folgt gefaßt: 

„13. unverändert 

2. unverändert 

Artikel 9 a 

Änderung des Berlinförderungsgesetzes 

Das Berlinförderungsgesetz 1987 in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 10. Dezember 1986 
(BGBl. I S. 2415), zuletzt geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 30. Juni 1989 (BGBl. I S. 1287), wird 
wie folgt geändert: 

1. § 17 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „zur För-
derung des Baues von Wohnungen in Berlin 
(West)" gestrichen. 
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b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte "zur För-
derung des Baues, des Umbaues, der Erweite-
rung, der Modernisierung und der Instandset-
zung von Gebäuden in Berlin (West)" gestri-
chen. 

c) Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

,,Voraussetzung für die Steuerermäßigung 
nach den Absätzen 1 und 2 ist, daß die Darle-
hen 

1. in den Fällen des Absatzes 1 von einem Bau-
herrn unverzüglich und unmittelbar zur Fi-
nanzierung des Baues von Wohnungen im 
Sinne des § 39 oder § 82 des Zweiten Woh-
nungsbaugesetzes (Wohnungsbau- und Fa-
milienheimgesetz) in Berlin (West) verwen-
det werden, 

2. in den Fallen des Absatzes 2 unverzüglich 
und unmittelbar 

a) von einem Bauherrn zur Finanzierung 
des Baues, des Umbaues, der Erweite-
rung, der Modernisierung oder der In-
standsetzung von Gebäuden in Berlin 
(West) verwendet werden oder 

b) von einem Ersterwerber zur Finanzie-
rung des Erwerbs von Kaufeigenheimen 
oder Kaufeigentumswohnungen in Berlin 
(West) verwendet werden, die er bis zum 
Ende des Jahres der Fertigstellung an-
schafft." 

d) In Absatz 5 Satz 2 werden nach den Worten ,,an 
Bauherren" die Worte "oder Ersterwerber" 
eingefügt und die Worte "zur Finanzierung der 
in Absatz 2 bezeichneten Bauvorhaben" durch 
die Worte "zu den in Absatz 3 Nr. 2 bezeichne-
ten Zwecken" ersetzt. 

2. Dem § 29 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 

,,Für die Rückforderung der Zulage vom Arbeit-
nehmer ist das Wohnsitzfinanzamt zuständig." 

3. § 31 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 Satz 5 wird das Zitat ,,§ 31 Abs. 9" 
durch das Zitat ,,§ 31 Abs. 3" ersetzt. 

b) Absatz 6 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

"Herstellungskosten im Sinne des § 14 b bei 
einer zu eigenen Wohnzwecken genutzten 
Wohnung im eigenen Haus kann der Steuer-
pflichtige im Jahr der Beendigung der Moder-
nisierungsmaßnahmen und in den beiden fol-
genden Jahren bis zu insgesamt 50 vom Hun-
dert wie Sonderausgaben abziehen, wenn die 
Modernisierungsmaßnahmen nach dem 
31. Dezember 1986 und vor dem 1. Januar 1992 
beendet worden sind, die Herstellungskosten 
nicht in die Bemessungsgrundlage des § 15 b 
einbezogen worden sind und für die Wohnung 
kein Nutzungswert nach § 21 Abs. 2 Satz 1 des 
Einkommensteuergesetzes angesetzt wird." 
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Artikel 10 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Ber-
lin. 

Artikel 11 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 
am Tage nach der Verkündung in Kraft. 

(2)Die Artikel 4, 5 und 6 treten am 1. Januar 1990 in 
Kraft. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

c) Folgender Absatz 11 wird angefügt: 

„(11) § 29 Abs. 2 Satz 5 ist auch auf Veranla

-

gungszeiträume vor 1990 anzuwenden." 

Artikel 10 

unverändert 

Artikel 11 

unverändert 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 	Drucksache 11/5582 

Bericht der Abgeordneten Dr. Grünewald, Opel und Rind 

I. Allgemeines 

Der von der Bundesregierung vorgelegte Entwurf 
eines Vereinsförderungsgesetzes — Drucksache 
11/4176 — wurde in der 134. Sitzung des Deutschen 
Bundestages am 16. März 1989 zur federführenden 
Beratung an  den Finanzausschuß und zur Mitbera-
tung an den Innenausschuß, an den Sportausschuß, an 
den Ausschuß für Wirtschaft und an den Ausschuß für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau sowie ge-
mäß § 96 der Geschäftsordnung des Deutschen Bun-
destages an den Haushaltsausschuß überwiesen. 

Die wortgleichen Gesetzentwürfe des Bundesrates 
—Drucksache 11/390 — und der Abgeordneten 
Büchler (Hof), Dr. Apel u. a. und der Fraktion der SPD 
—Drucksache 11/1334 — wurden ebenfalls in der Sit-
zung am 16. März 1989 zur federführenden Beratung 
an den Finanzausschuß und zur Mitberatung an den 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
überwiesen. 

Der Antrag der Abgeordneten Dr. Apel, Dr. Penner 
u. a. und der Fraktion der SPD — Drucksache 
11/124 — wurde in der 20. Sitzung des Deutschen 
Bundestages am 25. Juni 1987 zur federführenden Be-
ratung an den Finanzausschuß und zur Mitberatung 
an  den Sportausschuß und an den Ausschuß für Wirt

-schaft überwiesen. 

Über den Entwurf eines Vereinsförderungsgesetzes 
haben abschließend beraten: der Innenausschuß am 
20. Oktober 1989, der Sportausschuß am 31. Mai 1989 
und der Ausschuß für Wirtschaft am 26. April 1989. 
Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau hat am 19. April und am 18. Oktober 1989 
zu dem Gesetzentwurf votiert. Der Ausschuß für Er-
nährung, Landwirtschaft und Forsten hat sich am 
28. April gutachtlich zu der Vorlage geäußert. 

Zu den Gesetzentwürfen des Bundesrates und der 
Abgeordneten Büchler (Hof), Dr. Apel u. a. und der 
Fraktion der SPD hat der Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten am 26. April 1989 Stel-
lung genommen. 

Den Antrag der Abgeordneten Dr. Apel, Dr. Penner 
u. a. und der Fraktion der SPD haben der Sportaus-
schuß am 20. April 1989 und der Ausschuß für Wi rt

-schaft am 8. Juni 1989 abschließend beraten. 

Der Finanzausschuß hat die Vorlagen in seinen Sit-
zungen am 10. Mai, 14. September, 4. Oktober und 
25. Oktober 1989 beraten. Am 19. April 1989 hat er zu 
den Vorlagen eine öffentliche Anhörung von Verbän-
den, Institutionen und Sachverständigen durchge-
führt. In dieses Hearing wurde der Antrag der Frak-
tion der SPD zum Berufssport — Drucksache 
11/2669 —, der dem Sportausschuß federführend 
überwiesen worden war, einbezogen, nachdem der 
Sportausschuß hierzu sein Einvernehmen gemäß § 70 

Abs. 3 Satz 1 der Geschäftsordnung des Deutschen 
Bundestages erklärt hatte. 

1. Inhalt der Vorlagen 

a) Gesetzentwurf der Bundesregierung 

Mit dem Gesetzentwurf soll die Vereinsbesteue-
rung umfassend verbessert und vereinfacht wer-
den. Das Gesetzesvorhaben geht davon aus, daß 
das geltende Gemeinnützigkeitsrecht in sich nicht 
mehr stimmig sei, was vor allem für die Abgren-
zung zwischen begüns tigten und nicht begünstig-
ten Zwecken gelte. Diese Abgrenzungsprobleme 
versucht der Regierungsentwurf dadurch zu ent-
schärfen, daß der Katalog der gemeinnützigen 
Zwecke in § 52 Abs. 2 AO über die bereits bisher 
begünstigten Tätigkeiten, zu denen insbesondere 
auch der Sport  gehört, hinaus auf andere Zwecke 
ausgedehnt wird. Er bezieht dem Spo rt  vergleich-
bare sinnvolle Freizeitbetätigungen sowie die För-
derung der Pflanzen- und Kleintierzucht und ähn-
licher Zwecke in die Aufzählung des § 52 Abs. 2 
AO ein. 

Weiterhin läßt sich der Regierungsentwurf davon 
leiten, daß nicht zuletzt die Ausweitung wirtschaft-
licher Betätigungen der Vereine für die meist 
ehrenamtlichen Vereinsvorstände zu erheblichen 
Schwierigkeiten bei der Anwendung des Steuer-
rechts geführt habe. Zur Förderung des ehrenamt-
lichen Einsatzes insbesondere in den kleinen und 
mittleren Vereinen schlägt die Bundesregierung 
daher vor, die steuerliche Behandlung der wirt-
schaftlichen Betätigungen gemeinnütziger Ver-
eine spürbar zu vereinfachen, dabei aber Wettbe-
werbsnachteile für die gewerbliche Wi rtschaft 
möglichst zu vermeiden. Als Vereinfachungsmaß-
nahmen enthält der Regierungsentwurf folgende 
Regelungen: 

— Einführung einer auf die Einnahmen bezoge-
nen Zweckbetriebsgrenze von 60 000 DM bei 
sportlichen Veranstaltungen, wobei den Verei-
nen, um bestimmten Fallgestaltungen Rech-
nung tragen zu können, ein Wahlrecht einge-
räumt wird, nach dem sie die sportlichen Ver-
anstaltungen den bisherigen steuerlichen Re-
gelungen unterwerfen können. Einnahmen aus 
dem Verkauf von Speisen und Getränken sowie 
der Werbung bei sportlichen Veranstaltungen 
rechnen nicht zu den Einnahmen aus dem 
Zweckbetrieb. Die Regelung, daß gesellige 
Veranstaltungen unter bestimmten Vorausset-
zungen als Zweckbetrieb gelten, wird gestri-
chen. Kulturelle Veranstaltungen werden ohne 
weitere Voraussetzungen als Zweckbetrieb an-
gesehen. 
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— Einführung einer auf die Einnahmen bezoge-
nen Besteuerungsgrenze von 60 000 DM für die 
Körperschaft- und Gewerbesteuer bei wirt-
schaftlichen Betätigungen steuerbegünstigter 
Körperschaften. 

— Einführung eines einheitlichen Vorsteuer-
Durchschnittsatzes von 7 v. H. des steuerpflich-
tigen Umsatzes für steuerbegünstigte Körper-
schaften, deren steuerpflichtiger Umsatz im 
Vorjahr nicht höher als 60 000 DM war. 

Darüber hinaus sieht der Regierungsentwurf fol-
gende Maßnahmen vor: 

— Einführung der Verrechnungsmöglichkeit von 
Verlusten und Gewinnen verschiedener steuer-
pflichtiger wirtschaftlicher Geschäftsbetriebe 
einer steuerbegünstigten Körperschaft durch 
Zusammenfassung dieser Geschäftsbetriebe. 

— Erhöhung des Körperschaftsteuer-Freibetrags 
von 5 000 DM auf 7 500 DM bei Streichung der 
bisherigen Einkommensgrenze und Umwand-
lung der Freigrenze von 5 000 DM bei der Ge-
werbeertragsteuer in einen Freibetrag von 
7 500 DM. 

— Erhöhung der Einkommensgrenze, bis zu der 
Stiftungen Mittel für den Unterhalt des Stifters 
und seiner nächsten Angehörigen sowie für die 
Pflege ihres Andenkens verwenden dürfen, von 
einem Viertel auf ein Drittel. 

— Befreiung der Forstbetriebe gemeinnütziger 
Körperschaften von der Körperschaft- und Ver-
mögensteuer. 

b) Gesetzentwürfe des Bundesrates und der Abge-
ordneten Büchler (Hof), Dr. Apel u. a. und der 
Fraktion der SPD 

Die wortgleichen Gesetzentwürfe des Bundesrates 
und der Abgeordneten Büchler (Hof), Dr. Apel u. a. 
und der Fraktion der SPD sehen eine Ergänzung 
des Katalogs gemeinnütziger Zwecke in § 52 
Abs. 2 AO durch Aufnahme der Förderung der 
Pflanzen- und Kleintierzucht in diese Vorschrift 
VOL  

c) Antrag der Abgeordneten Dr. Apel, Dr. Penner 
und andere und der Fraktion der SPD 

In ihrem Antrag „Steuerliche Erleichterungen für 
die gemeinnützigen Vereine" fordern die Antrag-
steller u. a.: 

— Erhöhung der Übungsleiterpauschale von 
2 400 DM auf 3 600 DM. 

— Erhöhung des Körperschaftsteuerfreibetrages 
von 5 000 DM auf 7 500 DM bei gleichzeitiger 
Anhebung der Einkommens-Höchstgrenze von 
10 000 DM auf 25 000 DM. 

— Erhöhung der Freigrenze bei der Gewerbe-
steuer für kleinere Körperschaften von 
5 000 DM auf 7 500 DM. 

2. Stellungnahme des Bundesrates zum Entwurf 
eines Vereinsförderungsgesetzes 

Der Bundesrat hat die Auffassung vertreten, daß der 
Gesetzentwurf für einen Teilbereich gemeinnütziger 
Körperschaften und in Einzelfragen Verbesserungen 
bringe. Er hat sich jedoch für eine weitergehende Ver-
einfachung und Vereinheitlichung des Gemeinnüt-
zigkeitsrechts ausgesprochen, insbesondere um die 
bestehenden Stiftungen zu entlasten und die wün-
schenswerte Bereitschaft zur Errichtung neuer Stif-
tungen spürbar zu fördern. 

Im einzelnen hat der Bundesrat gefordert: 

— eine klarstellende Erweiterung des gesetzlichen 
Gemeinnützigkeitskatalogs z. B. um die Förde-
rung des traditionellen Brauchtums mit beispiel-
hafter Nennung des Karnevals und der Fastnacht, 
der Soldaten- und Reservistenbetreuung, des 
Amateurfilmens und -funkens und der Philatelie, 

— sicherzustellen, daß der Rahmen der Spendenab-
zugsberechtigung nicht infolge der Ausweitung 
der gemeinnützigen Zwecke gegenüber dem gel-
tenden Recht erweitert wird; dabei hat er um Prü-
fung der Frage gebeten, ob der Katalog der spen-
denbegünstigten Zwecke aus ordnungs- und so-
zialpolitischen sowie aus haushaltsmäßigen Erwä-
gungen eingeengt werden könne, 

— eine Zulassung der Schätzung zur Ermittlung von 
Überschüssen aus der „Verwertung gespendeter 
und gesammelter Sachen", wobei der branchen-
übliche Reingewinn nicht unterschritten werden 
dürfe, 

— eine gesetzliche Klarstellung, daß die Werbung 
anläßlich einer sportlichen Veranstaltung ebenso 
wie der Verkauf von Speisen und Getränken dem 
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb zuzurechnen 
sei, 

— den Zweckbetriebscharakter einer sportlichen 
Veranstaltung nicht daran scheitern zu lassen, daß 
ein daran beteiligter Sportler für seine Teilnahme 
von einem Dritten bezahlt wird, 

— dem gutgläubigen Spender bei einer Fehlverwen-
dung seiner Spende steuerlichen Vertrauens-
schutz zu gewähren bei gleichzei tiger Schaffung 
eines entsprechenden Haftungstatbestandes für 
die für die Zweckentfremdung der Spende Verant-
wortlichen, 

— die niedersächsische Landestreuhandstelle für 
Wirtschaftsförderung Norddeutsche Landesbank, 
die Landestreuhandstelle für Agrarförderung 
Norddeutsche Landesbank und die saarländische 
Investitionskreditbank AG von der Körperschaft-
steuer zu befreien, 

— zur Sicherstellung des Gewerbesteueraufkom-
mens die gewerbesteuerlichen Regelungen an die 
neu geschaffene Rechtsform der Europäischen 
Wirtschaftlichen Interessenvereinigung (EWIV) 
anzupassen, 

— die im Gesetzentwurf der Bundesregierung zur 
Änderung des Körperschaftsteuergesetzes und an- 
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derer Gesetze, dessen Beratung für die 12. Legis-
laturperiode zurückgestellt worden ist, vorge-
schlagenen Änderungen des Berlinförderungsge-
setzes (BerlinFG) wegen dringenden Regelungs-
bedarfs in den vorliegenden Gesetzentwurf aufzu-
nehmen. Dabei handelt es sich um die Klarstellun-
gen, daß 

= die Steuerermäßigung gemäß § 17 BerlinFG 
auch für Darlehen gewährt wird, die von einem 
Ersterwerber zur Finanzierung des Erwerbs von 
Kaufeigenheimen oder Kaufeigentumswoh-
nungen verwendet werden, 

= für die Rückforderung der Berlin-Zulage von 
Arbeitnehmern das Finanzamt örtlich zuständig 
ist, das den Lohnsteuer-Jahresausgleich oder 
die Einkommensteuerveranlagung des Arbeit-
nehmers durchführt. 

Außerdem hat der Bundesrat die Bundesregierung um 
Prüfung der Frage gebeten, ob der Regelungsinhalt 
des § 48 EStDV unmittelbar in § 10 b EStG übernom-
men werden könne. 

3. Anhörung 

Am 19. April 1989 hat der Finanzausschuß eine öffent-
liche Anhörung unter Beteiligung folgender Ver-
bände, Institutionen und Sachverständigen durchge-
führt: 

Arbeitsgemeinschaft Deutscher Stiftungen 
Arbeitskreis deutscher Bildungsstätten e. V. 
Bund der historischen deutschen Schützenbruder-
schaften e. V. 
Bund der Steuerzahler e. V. 
Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrts-
pflege e. V. 
Bundesarbeitsgemeinschaft der Netzwerke 
Bundesvereinigung der Kommunalen Spitzenver-
bände 
Deutsche Steuer-Gewerkschaft 
Deutscher Bauernverband 
Deutscher Fußballbund 
Deutscher Hotel- und Gaststättenverband 
Deutscher Industrie- und Handelstag 
Deutscher Kulturrat 
Deutscher Schaustellerbund e. V. 
Deutscher Sportbund 
Deutscher Steuerberaterverband 
Hauptgemeinschaft des Deutschen Einzelhandels 
Theodor Karg, Vorsitzender der Unabhängigen Sach-
verständigenkommission zur Prüfung des Gemein-
nützigkeits- und Spendenrechts 
Prof. Dr. Gerhard Kröger 

Die folgende zusammenfassende Darstellung der An-
hörung bezieht sich ausschließlich auf die während 
dieser Veranstaltung abgegebenen mündlichen Stel-
lungnahmen. Auf die schriftlichen Stellungnahmen 
der Sachverständigen zu den Vorlagen und auf die 
stenographische Mitschrift der Anhörung wird ver-
wiesen. 

Die Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohl

-

fahrtspflege, der Deutsche Hotel- und Gaststättenver

-

band, die Deutsche Steuer-Gewerkschaft, der Vorsit-
zende der Sachverständigenkommission und Prof. 
Dr. Kröger sprechen sich aus zum Teil unterschiedli-
chen Gründen gegen die im Gesetzentwurf vorgese-
hene Ausdehnung des Bereichs gemeinnütziger 
Zwecke aus. Der Vorsitzende der Sachverständigen-
kommission spricht den Freizeit- und Geselligkeits-
vereinen, zu denen er auch die Sportvereine zählt, 
grundsätzlich die Eigenschaft der Gemeinnützigkeit 
ab, da diese Vereine in erster Linie den Interessen 
ihrer Mitglieder dienten und es bei ihnen somit an 
dem der Gemeinnützigkeit immanenten Merkmal der 
Selbstlosigkeit fehle. Der Deutsche Hotel- und Gast-
stättenverband führt dagegen vor allem Wettbe-
werbsgesichtspunkte an, die dadurch gekennzeich-
net seien, daß eine Zunahme gemeinnütziger Vereine 
als Folge der vorgeschlagenen Ausdehnung gemein-
nütziger Zwecke auch eine Zunahme gastronomi-
scher Betätigungen durch diese Vereine in Konkur-
renz zu gastronomischen Gewerbebetrieben mit sich 
bringen werde. Nach Auffassung der Deutschen 
Steuer-Gewerkschaft werden mit einer Ausweitung 
der gemeinnützigen Zwecke eine Fülle neuer Ab-
grenzungsprobleme und mithin zusätzlicher Arbeits-
aufwand auf die Finanzverwaltung zukommen. Die 
Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrts-
pflege und Prof. Dr. Kröger befürchten aufgrund der 
geplanten Maßnahme eine finanzielle Auszehrung 
karitativer Organisationen, weil Mitglieder von Frei-
zeitvereinen ihren „Spendenetat" in erster Linie für 
ihre Freizeitinteressen verwendeten mit der Folge, 
daß für karitative Einrichtungen keine oder nur relativ 
geringe Mittel mehr übrigblieben. Deswegen dürfe 
den „neu-gemeinnützigen" Vereinen für den Fa ll , 
daß eine Ausdehnung der gemeinnützigen Zwecke 
unabdingbar sei, nicht das Privileg eingeräumt wer-
den, finanzielle Zuwendungen mit steuerlicher Rele-
vanz für den Spender empfangen zu können. Gegen 
Steuervergünstigungen für den ideellen Bereich der 
Vereine sei jedoch nichts einzuwenden. Für den Fa ll , 
daß Spenden an „neu-gemeinnützige" Vereine den-
noch als abzugsfähig zugelassen werden sollten, 
schlagen die Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien 
Wohlfahrtspflege und Prof. Dr. Kröger eine steuerli-
che Gleichstellung der Spenden für karitative Zwecke 
mit den Parteispenden vor, zumindest aber eine deut-
liche steuerliche Bevorzugung der karitativen Spen-
den gegenüber den Spenden für gemeinnützige 
Zwecke. Gegen letzteren Vorschlag wendet sich der 
Vorsitzende der Sachverständigenkommission, weil 
eine solche Regelung eine weitere Verkomplizierung 
des Gemeinnützigkeitsrechts bedeute, wobei er dar-
auf hinweist, daß bestimmte Organisationen mehrere 
begünstigte Zwecke gleichzei tig verfolgten. Prof. 
Dr. Kröger regt an, für unentgelt liche Tätigkeiten der 
Helfer im karitativen Bereich fiktive Spendenleistun-
gen in Höhe von 10 DM/Stunde anzuerkennen. 

Intensiv erörtert wird die Problematik wi rtschaftlicher 
Betätigungen gemeinnütziger Vereine und deren 
steuerliche Behandlung. Der Deutsche Hotel- und 
Gaststättenverband wendet sich entschieden gegen 
die Ansiedlung der vorgesehenen Besteuerungs-
grenze bei einem Umsatz von jährlich 60 000 DM. 
Eine solche Maßnahme schaffe eine die Existenz vie-
ler gastronomischer Kleinbetriebe bedrohende Kon- 
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kurrenzsituation. Hierzu verweist er auf statistisches 
Material, wonach von den 150 000 Gaststätten in der 
Bundesrepublik Deutschland 45 000 Bet riebe einen 
geringeren Umsatz als 60 000 DM pro Jahr erreichten. 
Die befürchteten Wettbewerbsnachteile für die Ga-
stronomie könnten jedoch dadurch vermieden wer-
den, daß man die Höhe der geplanten steuerlichen 
Grenzen unterschiedlich festsetze. Bei der Zweckbe-
triebsgrenze für sportliche Veranstaltungen sei gegen 
eine sogar über 60 000 DM liegende Grenze nichts 
einzuwenden, wohingegen man bei den steuerpflich-
tigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben für eine 
Absenkung der Besteuerungsgrenze auf deutlich un-
ter 60 000 DM plädiere. Im Gegensatz dazu begrüßt 
die Deutsche Steuer-Gewerkschaft die vorgesehene 
Besteuerungsgrenze wegen des von ihr erwarteten 
Vereinfachungseffekts, der zu einer erheblichen Re-
duzierung der Steuersignale und damit zu einer Ar-
beitsentlastung der Finanzämter führen werde. Kriti-
siert wird von der Arbeitsgemeinschaft der Freien 
Wohlfahrtspflege und vom Bund der historischen 
deutschen Schützenbruderschaften die in dem Ge-
setzentwurf vorgeschlagene Streichung der geselli-
gen Veranstaltung als begünstigter Zweckbetrieb. 
Nach Ansicht des Bundes der historischen deutschen 
Schützenbruderschaften trifft diese Maßnahme vor al-
lem die kleinen und finanziell schwachen Vereine, die 
auf die ungeschmälerten Einnahmen aus geselligen 
Veranstaltungen angewiesen seien. Den Vereinen 
müsse die steuerliche Vergünstigung zumindest für 
eine gesellige Veranstaltung pro Jahr erhalten blei-
ben. Die Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien 
Wohlfahrtspflege verlangt die Beibehaltung der Ver-
günstigung zumindest für die geselligen Veranstal-
tungen von Wohlfahrtsorganisationen, die mit solchen 
Veranstaltungen in erster Linie Öffentlichkeitsarbeit 
zur Gewinnung von Spendern und ehrenamtlichen 
Helfern leisteten. 

4. Stellungnahmen der beteiligten Ausschüsse 

a) Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung 
und Vereinfachung der Vereinsbesteuerung 
(Vereinsförderungsgesetz) 
— Drucksache 11/4176 — 

Innenausschuß 

„Der Innenausschuß empfiehlt gegen die Stimmen 
der Fraktion DIE GRÜNEN, dem Gesetzentwurf der 
Bundesregierung zuzustimmen und den § 4 Abs. 20 
Buchstaben a und b UStG wie folgt zu ergänzen: 

„c. Leistungen für gemeinnützige Theater-Besucher-
organisationen, die darauf gerichtet sind, ihren 
Mitgliedern den Besuch der unter Buchstaben a 
und b bezeichneten Einrichtungen und Veranstal-
tungen zu ermöglichen, sofern diese Besucher

-

Organisationen im Rahmen ihrer satzungsmäßi-
gen Zwecke theater- und veranstaltergleiche Lei-
stungen erbringen." 

Begründung: 

Die gemeinnützigen Theater-Besucherorganisatio

-

nen sind gleichzubehandeln wie die Theater, 

weil sie gleiche Leistungen wie die Theater erbringen, 
indem sie Theaterabonnements aufbauen und sie ihre 
Mitglieder (Abonnenten) beraten, informieren und 
verwalten. 

Er empfiehlt weiter, den von den Politischen Bildungs-
stätten vorgetragenen Bedenken Rechnung zu tra-
gen. " 

Sportausschuß 

Der Sportausschuß schlägt mit den Stimmen der Ko-
alitionsfraktionen und denen der Fraktion der SPD 
gegen die Stimme der Fraktion DIE GRÜNEN vor, 
„dem Deutschen Bundestag die Annahme des Ge-
setzentwurfs der Bundesregierung — Drucksache 
11/4176 — im Grundsatz zu empfehlen. Der Sportaus-
schuß würdigt, daß mit diesem Gesetzentwurf die 
langjährigen Bemühungen um eine zeit- und aufga-
bengerechte Bewe rtung des Sports und der ehrenamt-
lichen Arbeit in gemeinnützigen Vereinen erfolgreich 
abgeschlossen werden können. Der Ausschuß sieht in 
den vorgesehenen Regelungen einen konstruktiven 
Beitrag zur Steuervereinfachung und Steuererleichte-
rung und damit zur Entbürokratisierung, was sich po-
sitiv auf die Bereitschaft zu ehrenamtlicher Mitarbeit 
in gemeinnützigen Vereinen und zur Festigung der 
Strukturen der Vereine auswirken wird. 

Der Sportausschuß empfiehlt dem federführenden Fi-
nanzausschuß jedoch, folgende Verbesserungsvor-
schläge zu berücksichtigen: 

1. Die vorgesehene Ausweitung des Kreises der för-
derungsfähigen gemeinnützigen Vereine darf 
nicht zur Aushöhlung des Gemeinnützigkeitsprin-
zips führen; daher sind klare Abgrenzungskrite-
rien zu schaffen. 

2. Bei der Festschreibung der Gewichtigkeitsgrenzen 
ist im Sinne einheitlicher Steuersystematik auf Net-
toumsätze abzustellen; gleichzei tig ist die Ober-
grenze für die Anwendung des pauschalierten Vor-
steuersatzes im Sinne § 23 UStG in Verbindung mit 
§ 69 Abs. 3 UStDV auf 100 000 DM festzulegen. 

3. Die im Gesetzentwurf enthaltenen unterschiedli-
chen Regelungen für kulturelle Veranstaltungen 
einerseits und sportliche Veranstaltungen anderer-
seits widersprechen dem Grundsatz der Gleichbe-
handlung. Der Sportausschuß unterstützt daher die 
Auffassung des Bundesrates vom 10. März 1989 
(Drucksache 76/89) und empfiehlt, im § 67 a Abs. 3 
AO die Worte „oder einem Dritten" (in Ziffer 1) 
bzw. „oder einem Dritten im Zusammenwirken mit 
dem Verein" (in Ziffer 2) zu streichen. 

4. Im Zusammenhang mit § 64 AO ist zu befürchten, 
daß Vereine/Spitzenverbände für ihnen kostenlos 
zur Verfügung gestellte Sachwerte (Ausrüstungs-
gegenstände) Körperschaft- und Gewerbesteuer 
aus gemeinnützigen Mitteln zahlen müssen. Der 
Sportausschuß empfiehlt daher, den § 68 Nr. 9 AO 
wie folgt neu zu fassen: 
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„9. Die kostenlose Zurverfügungstellung von 
Ausrüstungsgegenständen an gemeinnützige 
Sportvereine/-verbände”. 

5. Um den Vereinen die Möglichkeit zu lassen, ent-
sprechend ihren sportlichen und wirtschaft lichen 
Gegebenheiten handeln zu können, empfiehlt der 
Sportausschuß, die Bindungsfrist im Hinblick auf 
eine mögliche Verkürzung zu überprüfen. 

Der Sportausschuß erwartet, daß der federführende 
Finanzausschuß seine Beratungen so zügig führt und 
abschließt, daß eine Schlußabstimmung in zweiter/ 
dritter Lesung im Plenum so rechtzeitig erfolgen kann, 
daß das Gesetz wie vorgesehen zeitgleich mit der 
Steuerreform 1990 zum 1. Januar 1990 in Kraft 
tritt. 

Ausschuß für Wirtschaft 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat mit großer Mehrheit 
bei einer Gegenstimme des anwesenden Mitglieds 
der Fraktion DIE GRÜNEN beschlossen, „dem feder-
führenden Finanzausschuß vorzuschlagen, dem Deut-
schen Bundestag die Annahme des Gesetzentwurfs 
der Bundesregierung — Drucksache 11/4176 — im 
Grundsatz zu empfehlen. 

Er hat darüber hinaus jedoch erhebliche Bedenken 
angemeldet. 

1. Die Bedenken richten sich gegen die Ausweitung 
des Kreises der förderungsfähigen gemeinnützigen 
Vereine und die dadurch entstehenden Abgren-
zungsschwierigkeiten. 

2. Der Ausschuß für Wirtschaft sieht die Gefahr von 
Wettbewerbsverzerrungen zwischen Vereinen und 
Gewerbe, insbesondere durch die Gewichtigkeits-
grenze. 

3. Er sieht weiterhin die Gefahr eines erheblichen 
Mißbrauchs durch eine Zellspaltung von Verei-
nen. 

Der Ausschuß für Wirtschaft bittet weiterhin mit der 
o. g. Mehrheit zu prüfen, ob § 4 Nr. 22 oder Nr. 23 
UStG dahin gehend geändert werden kann, daß von 
der Steuerpflicht alle Leistungen befreit werden, die 
unmittelbar mit der Durchführung von Maßnahmen 
zur politischen Bildung zusammenhängen." 

Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau 

Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau hat zwei Mitberatungsvoten zu dem Ge-
setzentwurf abgegeben: 

— Bei seiner ersten Stellungnahme hat er sich auf die 
Beratung des Artikels 7 Nr. 4 Buchstabe c des Ge-
setzentwurfs beschränkt und insoweit einstimmig 
bei Stimmenthaltung der Fraktion DIE GRÜNEN 

empfohlen, diese Bestimmung unverände rt  zu 
übernehmen. Das Gesetz als Ganzes hat er mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Stim-
men der Fraktion DIE GRÜNEN bei Stimmenthal-
tung der Fraktion der SPD zur Annahme empfoh-
len. 

— Bei seiner zweiten Stellungnahme hat er sich mit 
dem vom Finanzausschuß schließlich in den Ge-
setzentwurf eingefügten Artikel 9 a (Änderung des 
Berlinförderungsgesetzes) befaßt. Dabei hat er ein-
stimmig empfohlen, die Gesetzesvorlage um die-
sen Artikel zu ergänzen. 

Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat sich zu dem Gesetzentwurf gutachtlich 
wie folgt geäußert: „Der Ausschuß begrüßt die vorge-
sehene Aufnahme der Förderung der Pflanzen- und 
Kleintierzucht in den Beispielskatalog der gemeinnüt-
zigen Zwecke des § 52 Abs. 2 Abgabenordnung. 

Um die Rechtssicherheit im Bereich der Förderung der 
Pferdezucht weiter zu verstärken, wird es für zweck-
mäßig gehalten, den bereits bestehenden Status der 
Gemeinnützigkeit der Veranstalter von Galopp- und 
Trabrennen im Gesetz zu bestätigen. Der Ausschuß 
unterstützt deshalb den Vorschlag des Bundesrates in 
seiner Stellungnahme zum Regierungsentwurf, auch 
die Förderung der Pferdezucht in den Beispielskata-
log aufzunehmen. 

Außerdem befürwortet der Ausschuß die im Regie-
rungsentwurf vorgesehene Wiedereinführung der 
Freistellung der selbstbewirtschafteten Forstbetriebe 
gemeinnütziger Stiftungen von der Körperschaft-, Ge-
werbe- und Vermögensteuer, weil damit die bis 1976 
geltende Rechtslage wiederhergeste llt würde. 

Der Ausschuß schlägt vor, das geltende Recht dahin 
gehend zu ändern, daß die Genossenschaften die 
Steuerbefreiung bei der Körperschaft-, Gewerbe- und 
Vermögensteuer nicht insgesamt verlieren, wenn sie 
über den steuerbegünstigten Tätigkeitsbereich hin-
aus tätig werden. In diesen Fällen sollte nur hinsicht-
lich der nichtbegünstigten Tätigkeiten die pa rtielle 
Steuerpflicht ausgelöst werden. Gerade im Hinblick 
auf den gemeinsamen europäischen Binnenmarkt ist 
es notwendig, die Leistungsfähigkeit der Absatz- und 
Verwertungsgenossenschaften zu stärken und zu för-
dern. " 

b) Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung des 
Gemeinnützigkeitsrechts — Drucksachen 11/390 
und 11/1334 — 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat empfohlen, den Gesetzentwurf für erle-
digt zu erklären. 
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c) Antrag der Abgeordneten Dr. Apel, Dr. Penner 
u. a. und der Fraktion der SPD „Steuerliche 
Erleichterungen für die gemeinnützigen 
Sportvereine und andere gemeinnützige 
Vereine" — Drucksache 11/124 — 

Sportausschuß 

Der Sportausschuß empfiehlt, „den Antrag der Frak-
tion der SPD auf Drucksache 11/124 mit der Maßgabe 
zu beraten, daß unter Einbeziehung der Vorschläge 
zur Steuervereinfachung und Steuererleichterung für 
Vereine des Gutachtens der unabhängigen Sachver-
ständigenkommission zur Überprüfung des Gemein-
nützigkeitsrechts folgendes berücksichtigt wird: 

1. Sicherung und Anerkennung der Gemeinnützig-
keit für Sport- und Kulturvereine, 

2. Bewahrung der Berechtigung, steuerbegünstigte 
Spenden entgegennehmen zu können, 

3. Prüfung der Vorschläge des Gutachtens zur Steu-
ervereinfachung unter Mitberücksichtigung der 
Entschließung des Bundesrates zur Vereinfachung 
der Vereinsbesteuerung, 

4. Beibehaltung der Übungsleiterpauschale und Prü-
fung ihrer Erhöhung und Ausweitung auf andere 
ehrenamtliche Tätigkeitsbereiche, 

5. Anhebung der gemeinnützigkeitsverträglichen 
pauschalierten Zahlung an Athleten von derzeit 
monatlich 700 DM auf 2 000 DM. 

Der Sportausschuß begrüßt die Absicht der Bundesre-
gierung, noch vor der Sommerpause Vorschläge zur 
Fortschreibung des Gemeinnützigkeitsrechts zu ma-
chen. Er erwartet, daß das Gesetzesvorhaben späte-
stens bis zum Inkrafttreten der Steuerreform am. 1. Ja-
nuar 1990 in Kraft tritt." 

Ausschuß für Wirtschaft 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat den Antrag mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen 
der Fraktion der SPD abgelehnt. 

5. Ausschußempfehlung 

a) Allgemeines 

Mit der Annahme des Entwurfs eines Vereinsförde-
rungsgesetzes in der vom Ausschuß geänderten Fas-
sung empfiehlt der Ausschuß Maßnahmen im Bereich 
des Gemeinnützigkeitsrechts und damit zusammen-
hängender Gebiete, die die steuerlichen Rahmenbe-
dingungen der steuerbegünstigten Körperschaften, 
insbesondere der gemeinnützigen Vereine, dauerhaft 
verbessern sollen. Die vorgeschlagenen Rechtsände-
rungen zielen vor allem auf eine steuerliche Entla-
stung der Vereine und eine durchgreifende Vereinfa-
chung des von ihnen anzuwendenden Steuerrechts 
ab, wobei Wettbewerbsnachteile für mittelständische 

Unternehmen nach Möglichkeit vermieden werden 
sollen. Schwerpunkte der Ausschußberatungen wa-
ren die Fragen der Abgrenzung der gemeinnützigen 
von den nicht gemeinnützigen Zwecken, der steuerli-
chen Abzugsfähigkeit von Spenden, die Verhinde-
rung von Wettbewerbsverzerrungen zu Lasten mittel-
ständischer Betriebe und die steuerliche Förderung 
ehrenamtlicher Tätigkeiten im Bereich steuerbegün-
stigter Körperschaften. 

b) Abgrenzung der gemeinnützigen von den nicht 
gemeinnützigen Zwecken 

Breiten Raum nahm die Diskussion der Abgrenzung 
der gemeinnützigen von den nicht gemeinnützigen 
Zwecken ein. Dabei vertraten alle Fraktionen die Auf-
fassung, daß die im Regierungsentwurf vorgeschla-
gene Einführung einer neuen Nummer 4 des § 52 
Abs. 2 AO — nach der die Förderung dem Spo rt  nahe-
stehender Tätigkeiten sowie die Förderung der Pflan-
zen- und Kleintierzucht und ähnlicher Zwecke in den 
Katalog gemeinnütziger Tätigkeiten aufgenommen 
werden sollen — zu einer unvertretbaren Ausdeh-
nung gemeinnütziger Zwecke führen könne. Begrün-
det wurde dies mit den Begriffen „nahestehende Tä-
tigkeiten" und „ähnliche Zwecke" , die von Vereinen, 
die sich primär die Freizeitgestaltung ihrer Mitglieder 
zur Aufgabe gesetzt haben, dazu genutzt werden 
könnten, Freizeitaktivitäten z. T. steuerlich zu finan-
zieren, und die Anreize zu Vereinsneugründungen 
mit dieser Zielsetzung geben könnten. 

Die Frage, ob eine die weitgehende Lösung des Re-
gierungsentwurfs eingrenzende Aufzählung gemein-
nütziger Zwecke unter Berücksichtigung des verfas-
sungsrechtlichen Gleichheitssatzes in vertretbarer 
Weise möglich sei, ist von der Fraktion DIE GRÜNEN 
verneint worden. Sie ist der Ansicht, daß allenfalls die 
Erstellung eines Gemeinnützigkeitskatalogs möglich 
und sachgerecht sei, der sich auf einen Kernbereich 
der Gemeinnützigkeit unter Hervorhebung des Merk-
mals der Selbstlosigkeit beschränkt. Demgegenüber 
haben die Koalitionsfraktionen die — von der Frak-
tion der SPD geteilte — Auffassung vertreten, daß hier 
ein verfassungsrechtlicher Spielraum bestehe, der 
wertende Entscheidungen in diesem Bereich durch-
aus erlaube. Zur Diskussion stand dabei die Frage, auf 
welchem Wege eine Ausuferung begünstigter Tätig-
keiten verhindert werden könne, wobei in der Haupt-
sache zwei Lösungsalternativen debattiert wurden: 

— Die Möglichkeit, den im Regierungsentwurf vor-
geschlagenen Katalog gemeinnütziger und spen-
denwürdiger Zwecke konkretisierend durch eine 
abschließende Aufzählung der künftig gemeinnüt-
zigen Freizeitbetätigungen einzuengen, 

— die Möglichkeit, es bei der weitgehenden Katalog-
regelung der Regierungsvorlage zu belassen und 
die Eingrenzung der Begünstigung auf der Ebene 
der steuerlichen Absetzbarkeit von Spenden an 
gemeinnützige Vereine vorzunehmen. 

Die Ausschußmehrheit von Koalitionsfraktionen und 
SPD hat sich letztlich für die erste Alternative ent- 
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schieden, wobei sie sich bei der Erweiterung des Ge-
meinnützigkeitskatalogs hauptsächlich von Gesichts-
punkten von Umwelt und Naturschutz, von Wissen-
schaft und Forschung sowie des traditionellen Brauch-
tums hat leiten lassen. Die Koalitionsfraktionen haben 
in diesem Zusammenhang die auch von der Fraktion 
der SPD geteilte Auffassung vertreten, daß dem Vor-
schlag der Sachverständigenkommission, den Sport 

 vom Empfang steuerbegünstigter Spenden auszu-
schließen, nicht gefolgt werden könne. Es sei sicher 
zutreffend, daß sich die Sportvereine auch auf dem 
Gebiet der Freizeitgestaltung betätigten, doch ver-
folgten diese Vereine primär Ziele wie die Körperer-
tüchtigung und die Jugendarbeit, die unbestritten för-
derungswürdig seien. Nicht möglich sei es, bei der 
steuerlichen Behandlung der Sportvereine zwischen 
diesen beiden Aspekten zu differenzieren, so daß die 
Entscheidung nur lauten könne, den Sport in vollem 
Umfang, d. h. auch in bezug auf die Spendenabzugs-
berechtigung, zu fördern. 

Einig ist sich der Ausschuß, daß die von ihm vorge-
schlagene Nennung der Soldaten- und Reservisten-
betreuung als Förderzweck keinesfalls bedeute, daß 
künftig im Gegensatz zum geltenden Recht auch Ver-
einigungen von früheren Mitgliedern der Waffen-SS 
und die HIAG oder vergleichbare Vereinigungen als 
gemeinnützig anerkannt werden können. Hierzu wird 
auch auf die Beratung des von der Fraktion der SPD in 
der 10. Legislaturperiode eingebrachten Entwurfs ei-
nes Gesetzes zur Einschränkung des Mißbrauchs des 
Gemeinnützigkeitsrechts verwiesen, bei der von allen 
Fraktionen bekräftigt worden ist, daß Vereine, die 
sich auf die nationalsozialistische Bewegung bezie-
hen, nicht als gemeinnützig anzuerkennen sind 
(Drucksache 10/6083). 

Dem Petitum des Deutschen Siedlerbundes, die För-
derung des Siedlungs- und Eigenheimwesens in den 
Katalog der gemeinnützigen Zwecke aufzunehmen, 
hat der Ausschuß grundsätzlich nicht entsprechen 
können. Die Gemeinnützigkeit dieser Vereine soll 
nach Auffassung des Ausschusses im Wege von Ver-
waltungsregelungen sichergestellt werden, insbe-
sondere auch weil die Vereine inzwischen wich tige 
Aufgaben bei der Aufnahme und Unterbringung 
von Aussiedlern und Übersiedlern übernommen ha-
ben. 

Die Bundesregierung hat erklärt, nachdem sie von der 
Fraktion der SPD um eine entsprechende Stellung-
nahme gebeten worden war, daß Vereinszwecke wie 
Modellschiffbau, Briefmarkensammeln, Münzsam-
meln, Amateurfilmen und Amateurfotografieren in 
Zukunft ebenfalls als gemeinnützig anerkannt wer-
den können, sofern die allgemeinen Voraussetzungen 
für die Gemeinnützigkeit erfüllt sind. Sie hat diese 
Auffassung damit begründet, daß sich aus dem Wort 

 „insbesondere" in § 52 Abs. 2 AO ergibt, daß das Ge-
setz lediglich eine beispielhafte Aufzählung der ge-
meinnützigen Zwecke enthält. Anders allerdings als 
bei den im Gesetz ausdrücklich aufgeführten Förder-
zwecken gilt für die do rt  nicht genannten Zwecke 
nicht von vornherein die Vermutung der Gemeinnüt-
zigkeit. 

c) Spendenabzug 

Mit den Stimmen aller Fraktionen hält es der Aus-
schuß wegen der herausragenden Bedeutung der 
Verfolgung mildtätiger Zwecke für das Gemeinwesen 
für geboten, bei diesbezüglichen Spenden den Spen-
denabzugsrahmen von 5 v. H. auf 10 v. H. des Ge-
samtbetrags der Einkünfte anzuheben, um eine 
Gleichstellung dieser Zuwendungen mit den Spenden 
für wissenschaftliche und als besonders förderungs-
würdig anerkannte kulturelle Zwecke zu erreichen. 

Für das sog. Durchlaufspendenverfahren, das zur Ver-
meidung von Mißbräuchen nicht geändert werden 
soll, schlägt der Ausschuß vor, den fachlich zuständi-
gen Bundesministerien die Verpflichtung zur An-
nahme von Spenden und zur Ausstellung der Spen-
denbescheinigung in solchen Fällen zu übertragen, in 
denen der Spendenzweck im Ausland verwirklicht 
wird. Dieser Vorschlag beruht auf der Erfahrung, daß 
die Gemeinden, die die Bescheinigungen für Durch-
laufspenden nach den derzeitigen Regelungen in er-
ster Linie auszustellen haben, in den genannten Fäl-
len oft nicht imstande sind, die zweckentsprechende 
Verwendung der Spende zu überprüfen. Der Aus-
schuß hat betont, es sei nicht hinnehmbar, daß Ge-
meindeverwaltungen als vom Spender ersuchte 
Durchlaufstellen in solchen Fällen die Ausstellung ei-
ner Spendenbescheinigung verweigern, der Spender 
aber andererseits die gewünschte Bescheinigung von 
keiner anderen Stelle erhalte. 

Als Alternative zu der jetzt gefundenen Regelung hat 
der Ausschuß u. a. erwogen, die Verpflichtung zur 
Annahme und Bestätigung von Durchlaufspenden zu-
gunsten überörtlich tätiger Körperschaften den Ober-
finanzdirektionen zu übertragen. Diesen Vorschlag 
hat er jedoch nicht weiter verfolgt, weil es den Ge-
meinden bei seiner Realisierung ermöglicht würde, in 
einer unübersehbaren Zahl von Fä llen die Abwick-
lung des Durchlaufspendenverfahrens auf die Oberfi-
nanzdirektion zu verlagern, da bei sehr vielen Verei-
nen der Wirkungskreis über das Gebiet einer Ge-
meinde hinausreicht. Das Durchlaufspendenverfah-
ren würde faktisch abgeschafft, wenn die Finanzver-
waltung, die ohnehin die Spendenverwendung über-
prüft, diese Sachverhalte nunmehr doppelt prüfen 
würde. Außerdem hatte der Ausschuß Bedenken, 
Länderbehörden ohne ausführliche vorherige Abstim-
mung mit den Ländern durch Bundesgesetz zur 
Durchführung von Verwaltungsaufgaben zu ver-
pflichten. 

Besonders intensiv hat sich der Finanzausschuß mit 
der von ihm schließlich mit den Stimmen der Koali-
tionsfraktionen verabschiedeten Vertrauensschutzre-
gelung für Spender und der damit korrespondieren-
den Haftungsvorschrift befaßt. Dieser Änderungsan-
trag geht auf einen Vorschlag des Bundesrates zu-
rück, der wiederum ein Anliegen der Unabhängigen 
Sachverständigenkommission zur Prüfung des Ge-
meinnützigkeits- und Spendenrechts aufgegriffen 
hat. Ihm liegt die Überlegung zugrunde, daß es unbil-
lig und darüber hinaus schädlich für die Spendenbe-
reitschaft sei, wenn der gutgläubige Spender bei 
zweckentfremdeter Verwendung seiner Spende 
durch den Spendenempfänger damit rechnen muß, 
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daß seine spendenbedingte Steuerersparnis — u. U. 
Jahre nach dem Zeitpunkt der Spende — wieder rück-
gängig gemacht wird. Dies ist im geltenden Recht der 
Fall. Nach der vom Ausschuß vorgeschlagenen Ver-
trauensschutzregelung soll die steuermindernde Wir-
kung einer Spende beim Spender bei zweckwidriger 
Verwendung der Zuwendung durch den Spenden-
empfänger erhalten bleiben, sofern der Spender gut-
gläubig gewesen ist, d. h. er von der Zweckentfrem-
dung seiner Spende nichts gewußt hat. Mit dieser 
Regelung soll auf seiten des Spendenempfängers ein 
Haftungstatbestand korrespondieren, da hier die Ver-
antwortung für die Zweckentfremdung liegt und ein 
Ausgleich für die entgangene Steuer gerechtfertigt 
und geboten ist. Danach soll der Spendenempfänger 
mit 40 v. H. des zugewendeten und zweckentfremde-
ten Betrags haften. Die Gesamtregelung soll für alle 
steuerbegünstigten Spenden gelten, also auch für 
Spenden an politische Parteien. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN hat die Vertrauensschutz-
regelung bei der Einzelabstimmung über diese Lö-
sung abgelehnt, während sich die Fraktion der SPD 
bei einer Gegenstimme der Stimme enthalten hat. Die 
Fraktion der SPD hat jedoch dargelegt, daß sie einer 
Vertrauensschutzregelung im Grundsatz nicht ableh

-

nend gegenüberstehe, man aber damit rechnen 
müsse, daß eine solche Regelung insbesondere zum 
derzeitigen Zeitpunkt in der Öffentlichkeit wegen der 
noch laufenden sog. Parteispendenverfahren — mög-
licherweise bewußt — mißverstanden werden könne. 
Sie hat hierzu die Befürchtung geäußert, daß die Re-
gelung Rückwirkungen auf noch anhängige oder 
nicht abgeschlossene Parteispendenverfahren haben 
könne, weil sich die betroffenen Gerichte bei der Ver-
fahrenseröffnung bzw. bei der Strafzumessung u. U. 
von der dann neuen Rechtslage beeinflussen lassen 
könnten. Darüber hinaus hält sie die Einführung einer 
Vertrauensschutzregelung nicht für dringlich, weil 
sich die bisherige Regelung seit Jahrzehnten ohne 
erkennbaren Neuregelungsbedarf bewährt habe. Die 
jetzt vorgeschlagene Regelung schaffe nur unnö tig 
Mißtrauen bei der ohnehin sensibilisierten Öffentlich-
keit gegenüber den Parteien. Sie hat angeregt, vom 
Bundesminister der Justiz ein Gutachten über mögli-
che strafrechtliche Implikationen der Vorschrift einzu-
holen und mit der Realisierung dieser Regelung bis 
zum Abschluß aller Parteispendenverfahren zu war-
ten, um eine neue Amnestiediskussion im Zusammen-
hang mit der Parteispendenproblematik zu vermei-
den. 

Dagegen halten die Koalitionsfraktionen die Einfüh-
rung einer umfassenden Vertrauensschutzregelung 
im Rahmen des jetzt zu verabschiedenden Gesetzent-
wurfs für unabdingbar. Sie sind der Auffassung, daß 
ein — ggf. vorläufiger — Verzicht auf eine solche Re-
gelung die Spendenbereitschaft von Bürgern, insbe-
sondere von Kleinspendern, und Wirtschaft beein-
trächtigen könne. Die Einbeziehung von Parteispen-
den in die Regelung bezeichnen sie als systemge-
recht. Sie sei gewissermaßen ein Kuppelprodukt, das 
gelegentlich der Einführung der Vertrauensschutzre

-

gelung entstehe. Eine Beschränkung der Vertrauens-
schutzregelung auf nicht parteipolitische Spenden 
halten sie für nicht vertretbar, da dies eine Diskrimi-
nierung der politischen Parteien bedeute, die den in 

der Öffentlichkeit ohnehin festzustellenden Vorurtei-
len gegen die Parteien weiter Vorschub leisten werde. 
Zudem werde eine differenzierende Regelung des 
Vertrauensschutzes zu einer zusätzlichen Komplizie-
rung des Steuerrechts führen, die vermieden werden 
müsse. Schließlich weisen sie darauf hin, daß eine 
Beschränkung der Vertrauensschutzregelung auf ge-
meinnützige Vereine und ähnliche Körperschaften 
gerade in bezug auf die Parteispendenproblematik ins 
Leere gehen werde, da die Parteispendenfrage ihren 
Ausgang bei gemeinnützigen Vereinen genommen 
habe. 

Die Koalitionsfraktionen verweisen in diesem Zusam-
menhang außerdem darauf, daß die vorgeschlagene 
Vertrauensschutzregelung nur zukunftsbezogen wir-
ken wird, da sie erst für ab 1990 getätigte Spenden 
gelten soll, so daß schwebende Parteispendenverfah-
ren von ihr nicht erfaßt werden. Sie betonen, daß die 
Regelung nur bewußt mißverstanden werden könne 
und daß der Gesetzgeber notwendige Regelungen 
nicht deshalb zurückstellen dürfe, weil sie absichtlich 
fehlinterpretiert werden könnten. Zugleich weisen sie 
darauf hin, daß die vorgeschlagene Lösung nur gut-
gläubigen Spendern einen Vorteil bringe, während 
sie für Parteien ebenso wie für die übrigen Spenden-
empfänger nachteilig sei, da diese ggf. künftig mit 
40 v. H. des ihnen zugewendeten Betrags hafteten. 
Insbesondere aber halten sie die Befürchtung, die 
Vertrauensschutzregelung könne strafrechtliche 
Rückwirkungen haben, objektiv gesehen für nicht 
tragfähig, weil Steuerrecht und Strafrecht unter-
schiedliche, voneinander unabhängige Rechtsmate-
rien seien. Hinzu komme, daß sich die vorgeschlagene 
Regelung lediglich auf gutgläubige Spender beziehe, 
die aber strafrechtlich ohnehin nicht belangt würden, 
und daß der Wortlaut der neuen Vorschrift dagegen-
spreche, daß Strafgerichte bei der Strafzumessung 
„mildernde Umstände" annehmen könnten. Die von 
einzelnen Ausschußmitgliedern geäußerte Besorgnis, 
man könne nicht gänzlich ausschließen, daß sich 
Strafrichter im einen oder anderen Fall subjektiv von 
der neuen Rechtslage beeinflussen lassen könnten, 
konnte somit ausgeräumt werden. Denn die beabsich-
tigte Regelung über den Vertrauensschutz beinhaltet 
nichts anderes als das, was auch strafrechtlich gilt: 
Wer eine Bestätigung über Spenden oder Mitglieds-
beiträge der Finanzbehörde vorlegt und dadurch eine 
niedrigere Steuerfestsetzung bewirkt, begeht keine 
vorsätzliche Steuerhinterziehung, wenn er auf die 
Richtigkeit der Bestätigung vertraut hat. War die Be-
stätigung unrichtig, liegt eine vorsätzliche Steuerhin-
terziehung jedoch nur dann vor, wenn die Spenden-
bescheinigung durch unerlaubte Mittel oder falsche 
Angaben erwirkt wurde. Gleiches gilt, wenn dem 
Steuerpflichtigen die Unrichtigkeit der Bestätigung 
bekannt war. War ihm die Unrichtigkeit der Spenden-
bescheinigung infolge grober Fahrlässigkeit nicht be-
kannt, so liegt eine leichtfertige Steuerverkürzung 
(Ordnungswidrigkeit) vor. — Die strafrechtliche 
Rechtslage wird also durch die Aufnahme des Absat-
zes 4 in § 10 b EStG nicht berührt. Die Aufnahme des 
Absatzes 4 in das Gesetz kann daher auch keinerlei 
Auswirkungen auf noch nicht entschiedene sog. Par-
teispendenverfahren haben. 
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Ein Antrag der Fraktion der SPD, bei der steuerlichen 
Berücksichtigung von Spenden einen Mindesthöchst-
betrag in Höhe von 2 400 DM/4 800 DM (Alleinste-
hende/Verheiratete) zu schaffen, der darauf abzielte, 
bei Spendern mit niedrigen steuerpflichtigen Ein-
künften den Spendenabzugsrahmen zu erweitern, 
wurde von den Koalitionsfraktionen bei vier Enthal-
tungen aus ihren Reihen abgelehnt, obwohl sie die-
sem Antrag, dem die Fraktion DIE GRÜNEN zu-
stimmte, eine gewisse Sympathie entgegenbrachten. 
Die Entscheidung gegen diesen Antrag stützte sich 
letztlich darauf, daß man kurzfristig außerstande sei, 
die finanziellen Auswirkungen und sonstigen Folgen 
einer solchen Regelung zu übersehen. Zu diesem An-
trag hatte zunächst auch die Forderung gehört, die 
Höchstgrenze von 2 v. T. der Summe der Umsätze und 
der Löhne und Gehälter (§ 10b Abs. 1 Satz 1 EStG) zu 
streichen. Diesen Teil ihres Antrags hatte die Fraktion 
der SPD aber wieder zurückgezogen. 

Änderungsanträge der Fraktion DIE GRÜNEN, die 
darauf abzielten, 

— Aufwendungsspenden im mildtätigen Bereich 
auch dann anzuerkennen, wenn kein Anspruch 
auf Erstattung der Aufwendungen vorliegt, 

— für unentgeltliche Pflegedienstleistungen in So-
zialstationen, Pflegeheimen und Krankenhäusern 
einen Steuerabzugsbetrag in Höhe von 5 DM pro 
Stunde bis zu einem Höchstbetrag von 1 200 DM/ 
2 400 DM (Alleinstehende/Verheiratete) pro Jahr 
zu gewähren, 

— den Steuerabzugsbetrag bei Spenden an Parteien 
und unabhängige Wählervereinigungen bis zur 
Höhe von 600 DM/1 200 DM (§ 34 g EStG) auf die 
übrigen Spenden auszudehnen, 

fanden keine Mehrheit. Gegen den zweitgenannten 
Antrag sprechen insbesondere steuersystematische 
Argumente, nach denen es bedenklich ist, bei der 
Steuerfestsetzung fiktive Zahlungen zu berücksichti-
gen. 

d) Wettbewerbsproblematik 

Auseinandergesetzt hat sich der Ausschuß auch mit 
den mit dem Gesetzentwurf verbundenen wettbe-
werbspolitischen Fragen. Angesprochen wurde in 
diesem Zusammenhang vor allem die Gefahr, daß sich 
ein Verein formal in mehrere kleinere Vereine aufteilt 
mit dem Ziel, in mißbräuchlicher Absicht die Besteue-
rungsgrenze, die Zweckbetriebsgrenze und die Frei-
beträge mehrfach zu nutzen. Der Ausschuß disku-
tierte diese Problematik unter dem Beg riff „Zelltei-
lung". Zur Verhinderung einer solchen wettbewerbs-
politisch bedenklichen Entwicklung entschloß er sich 
zur Aufnahme entsprechender einschränkender Re-
gelungen in das Gesetz. Diese bestimmen, daß 

— Abteilungen steuerbegünstigter Körperschaften 
nicht als selbständige Steuersubjekte gelten, 

— die Aufteilung einer steuerbegünstigten Körper-
schaft in mehrere selbständige Körperschaften 
zum Zweck der mehrfachen Inanspruchnahme der 
Besteuerungsgrenze als Mißbrauch von rechtli

-

chen Gestaltungsmöglichkeiten im Sinne von § 42 
AO gilt. 

Der Ausschuß ist sich bewußt, daß diese Regelungen 
lediglich klarstellenden Charakter haben. 

Den Anregungen des Bundesrates, die sich auf die 
wirtschaftlichen Betätigungen der gemeinnützigen 
Vereine beziehen, ist der Ausschuß weitgehend ge-
folgt. Zum einen wird in § 67 a AO klargestellt, daß bei 
sportlichen Veranstaltungen neben dem Verkauf von 
Speisen und Getränken auch die Werbung nicht dem 
begünstigten Zweckbetrieb zuzuordnen ist. Zum an-
deren wird im Bereich der nichtbegünstigten wirt-
schaftlichen Betätigungen erlaubt, Gewinne aus der 
Verwertung unentgeltlich erworbenen Altmaterials in 
Höhe des branchenüblichen Reingewinns zu schät-
zen. Der Ausschuß ist dem Bundesrat nicht gefolgt, 
soweit dieser die Reingewinnschätzung auch für Ver-
kaufsveranstaltungen wie Basare und Flohmärkte 
vorgeschlagen hat. Hiervon wurde wegen der Auswir-
kung auf den Wettbewerb und der zu erwartenden 
schwierigen Abgrenzungsprobleme abgesehen, die 
darin bestehen, daß bei den angesprochenen Veran-
staltungen meist auch entgeltlich erworbene Sachen 
mitverkauft werden. 

e) Förderung ehrenamtlicher Tätigkeiten 

Aus gesellschaftspolitischen Gründen hält es der Aus-
schuß einstimmig für gerechtfertigt, den steuerfreien 
Aufwandspauschbetrag gemäß § 3 Nr. 26 EStG (sog. 
Übungsleiterpauschale) in Höhe von 2 400 DM auch 
solchen Personen zu gewähren, die nebenberuflich 
die Pflege alter, kranker und behinderter Menschen 
übernommen haben. Damit soll dieser für das Ge-
meinwesen wichtigen Tätigkeit auch steuerliche An-
erkennung gewährt werden. 

Mit ihrem zusätzlichen Antrag, die Übungsleiterpau-
schale auf 3 600 DM aufzustocken, ist die Fraktion der 
SPD nicht durchgedrungen. Sie hat diesen Antrag mit 
der nach ihrer Auffassung notwendigen Anpassung 
dieser Aufwandspauschale an die seit ihrer Einfüh-
rung im Jahre 1980 eingetretene Entwicklung be-
gründet und darüber hinaus angeführt, daß die Spo rt

-vereine bei der Gewinnung von Übungsleitern, die 
immer schwieriger werde, unterstützt werden muß-
ten. Zugleich hat sie auf die Vereinfachungswirkung 
einer Erhöhung der Übungsleiterpauschale verwie-
sen. 

Die Koalitionsfraktionen haben den Antrag zum einen 
mit der Begründung abgelehnt, daß die Übungsleiter-
pauschale als solche, wie auch die Sachverständigen-
kommission festgestellt habe, sehr problematisch sei, 
da der von ihr begüns tigte Personenkreis recht wi ll

-kürlich gezogen sei. Eine Erhöhung der Pauschale 
könne erst dann ins Auge gefaßt werden, wenn die mit 
ihr verbundenen Ungerechtigkeiten beseitigt seien. 
Zum anderen haben sie die Auffassung vertreten, daß 
die Übungsleiterpauschale, die nur vermuteten Auf-
wand abgelten solle, in ihrer derzeitigen Höhe groß-
zügig bemessen sei. Insbesondere aber haben sie dar-
auf hingewiesen, daß in Fällen, in denen der tatsäch- 
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liche Aufwand über 2 400 DM liege, die nachgewiese-
nen Kosten geltend gemacht werden können. 

f) Sonstiges 

Der Ausschuß hat es einstimmig für gerechtfertigt ge-
halten, Zusammenschlüssen gemeinnütziger, mildtä-
tiger und kirchlicher Körperschaften den Vorteil des 
halben Umsatzsteuersatzes für Umsätze aus dem Be-
reich des Zweckbetriebes zu gewähren. Sie sollen in-
soweit den hinter ihnen stehenden Körperschaften 
gleichgestellt werden. 

Neben den bereits erwähnten Vorschlägen des Bun-
desrates hat der Ausschuß folgende weitere Anliegen 
aus der Stellungnahme der Länder zum Regierungs-
entwurf übernommen: 

— Einbeziehung der niedersächsischen Landestreu-
handstelle für Wirtschaftsförderung Norddeutsche 
Landesbank, der Landestreuhandstelle für Agrar-
förderung Norddeutsche Landesbank und der 
saarländischen Investitionsbank AG in den Kreis 
der nach § 5 Abs. 1 Nr. 2 KStG, § 3 Nr. 2 GewStG 
und § 3 Abs. 1 Nr. 2 VStG steuerbefreiten Ins ti

-tute. 

— Änderung des Berlinförderungsgesetzes durch die 
Klarstellungen, daß 

= die Steuerermäßigung gemäß § 17 BerlinFG 
auch für Darlehen gilt, die von einem Ersterwer-
ber zur Finanzierung des Erwerbs von Kaufei-
genheimen oder Kaufeigentumswohnungen 
verwendet werden, 

= für die evtl. Rückforderung der Berlin-Zulage 
von Arbeitnehmern das Finanzamt zuständig 
ist, das den Lohnsteuerjahresausgleich oder die 
Einkommensteuerveranlagung der betreffen-
den Arbeitnehmer durchgeführt hat. 

— Anpassung des Gewerbesteuergesetzes an die neu 
geschaffene Rechtsform der Europäischen Wi rt

-schaftlichen Interessenvereinigung (EWIV). 

Intensiv befaßt hat sich der Ausschuß auch mit dem 
Anliegen der Theater-Besucherorganisationen (Thea-
tergemeinden, Volksbühnenvereine), ihre Leistungen 
von der Umsatzsteuer zu befreien und § 4 Nr. 20 UStG 
entsprechend zu erweitern. Hierzu hatte die Fraktion 
der SPD einen Antrag vorgelegt, für den die Koali-
tionsfraktionen großes Verständnis gezeigt haben. 
Die Bundesregierung hat zu dieser Problematik dar-
gelegt, daß es den Theater-Besucherorganisationen 
einerseits unbenommen bleibe, den eigenen Organi-
sationsaufwand auf nicht der Umsatzbesteuerung un-
terliegende Mitgliederbeiträge umzulegen. Anderer-
seits befänden sich die Besucherorganisationen im 
Wettbewerb mit den gewerblichen Vorverkaufsstel-
len, wenn sie ebenso wie diese Provisionen für die 
Vermittlung von Eintrittskarten für den Besuch der 
steuerbefreiten Theater usw. erhielten. Diese Vermitt-
lungsleistungen seien daher grundsätzlich umsatz-
steuerpflichtig. Schließlich hat die Bundesregierung 
erklärt, daß für die Besucherorganisationen in der gro-
ßen Mehrzahl der Fälle wegen der Kleinunternehmer

-

regelung des § 19 Abs. 1 UStG Umsatzsteuer insoweit 
nicht zu erheben sei. 

Der Ausschuß hat die Bundesregierung aufgefordert, 
baldmöglichst im Verwaltungsweg eine zufrieden-
stellende Lösung der von den Besucherorganisationen 
vorgetragenen Problematik herbeizuführen. Sollte 
dies nicht gelingen, behält sich der Ausschuß eine 
gesetzgeberische Regelung der Frage vor. Die Frak-
tion der SPD hat ihren Antrag aufgrund dieser Sach-
lage zurückgezogen. 

Einem Anliegen des Arbeitskreises deutscher Bil-
dungsstätten, sog. Fremdbelegungen oder Gastveran-
staltungen, bei denen die Bildungsstätte lediglich als 
Tagungsstätte oder Veranstaltungshaus von Dritten 
genutzt wird, durch eine Änderung des § 68 Nr. 8 AO 
als Zweckbetrieb anzuerkennen, sind die Koalitions-
fraktionen nicht gefolgt. Sie verweisen darauf, daß die 
Höhe der Umsatzsteuer, die von der gastgebenden 
Bildungsstätte für die von ihr erbrachten Leistungen 
zu zahlen ist, in solchen Fällen für den Leistungsemp-
fänger irrelevant ist, in denen dieser den Vorsteuerab-
zug in Anspruch nehmen kann, und daß „Gast-Bil-
dungsstätten" zu diesem Kreis von Leistungsempfän-
gern gehören. Sofern aber der Leistungsempfänger 
nicht vorsteuerabzugsberechtigt ist, würde eine Ge-
währung des ermäßigten Umsatzsteuersatzes für Be

-

herbergungs- und Bewirtungsleistungen den gastge-
benden Bildungsstätten gegenüber dem insoweit mit 
ihnen in Konkurrenz stehenden Gastgewerbe einen 
erheblichen Wettbewerbsvorteil bringen, der nicht zu 
rechtfertigen wäre. Schließlich konnte auch nicht be-
stimmt werden, daß sog. Fremdbelegungen in beliebi-
gem Umfang gemeinnützigkeitsunschädlich sind, 
weil dies mit den allgemeinen Grundsätzen des Ge-
meinnützigkeitsrechts — insbesondere mit dem Ge-
bot der Selbstlosigkeit — unvereinbar wäre. 

Festgestellt hat die Ausschußmehrheit, daß die Be-
hauptung, Fahrtkostenersatz für Vereinsmitglieder 
sei steuerpflichtig, in a ller Regel nicht zutrifft, so daß 
insoweit kein Handlungsbedarf besteht. 

Der Ausschuß hat sich auch mit dem Entwurf eines 
von der Fraktion der SPD vorgelegten Entschlie-
ßungsantrags befaßt, der die Forderung nach einer 
grundlegenden Neuordnung des Spendenabzugs

-

rechts enthielt. Diesen Antrag hat die Fraktion der 
SPD z. T. aus formalen Gründen nicht weiter verfolgt. 
Einvernehmen bestand jedoch im Ausschuß, daß eine 
durchgreifende Reform des Spendenabzugsrechts zu 
einem späteren Zeitpunkt vorzunehmen ist. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN hat im Finanzausschuß 
folgenden Entschließungsantrag zum Entwurf des 
Vereinsförderungsgesetzes eingebracht: 

„Der Bundestag wird aufgefordert, eine Neufassung 
des Vereinsförderungsgesetzes vorzulegen, 

— die den wesentlichen Aussagen des Gutachtens 
der unabhängigen Sachverständigenkommission 
zur Überprüfung des Gemeinnützigkeits- und 
Spendenrechts Rechnung trägt, 

— die das Gemeinnützigkeitsrecht vereinheitlicht 
und vereinfacht und die Grundlinie beibehält, daß 
eine transparente öffentliche Vereinsförderung 
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Vorrang vor einer umständlichen und ungleichge-
wichtigen steuerlichen Förderung hat. 

Im einzelnen heißt das: 

1. Den Vereinen ist wie vorgesehen die Gemeinnüt-
zigkeit und eine entsprechende steuerliche Befrei-
ung bzw. Entlastung zu gewähren (§§ 51 ff. AO); 
die Spendenbegünstigung (§ 10b Abs. 1 EStG) ist 
jedoch nur Idealkörperschaften zuzugestehen, die 
ausschließlich und selbstlos Gemeinwohlzwecke 
verfolgen. 

2. Die Spendenhöchstsätze für solche staatspoliti-
schen, religiösen, mildtätigen, wissenschaftlichen 
und kulturellen Idealvereine sind bei natürlichen 
und juristischen Personen einheitlich auf 10 v. H. 
des Gesamtbetrags der Einkünfte festzusetzen; die 
Steuerermäßigung von 50 v. H. gemäß § 34 g EStG 
ist bei allen Idealvereinen anzuwenden. 

3. Es ist ein rechtssicheres Verfahren zur Anerken-
nung der Gemeinnützigkeit auf einer einheitlichen 
gesetzlichen Grundlage zu erarbeiten, das einen 
abschließenden Katalog anerkannter gemeinnützi-
ger Zwecke enthält. 

4. Der Katalog gemeinnütziger Zwecke hat auch die 
selbstlose Förderung oder Trägerschaft von alter-
nativen Betrieben, von Arbeitsplatz- und Ausbil-
dungsinitiativen sowie von Bestrebungen zugun-
sten diskriminierter Bevölkerungsgruppen zu ent-
halten. 

5. Karitative Dienstleistungen im Pflegebereich bei 
anerkannten Wohlfahrtsverbänden sollen durch 
Ausweitung der sogenannten „Übungsleiterpau-
schale" (§ 3 Nr. 26 EStG) bzw. durch Absetzbarkeit 
eines begrenzten fiktiven Stundenlohns gefördert 
werden. " 

Begründung 

Der Gesetzentwurf verfehlt seinen Zweck vor allem in 
drei Aspekten: Die erhebliche Ausweitung der Spen-
denbegünstigung für Freizeitaktivitäten steht im Wi-
derspruch zu wissenschaftlichen Erkenntnissen und 
sozialpolitischen Notwendigkeiten. Es wird eine nicht 
hinnehmbare Tendenz deutlich, staatliche Verant-
wortung und Leistungen durch steuerliche Vergünsti-
gungen zu ersetzen. Das Ziel, mehr Rechtssicherheit 
und -vereinfachung zu schaffen, wird verfehlt. 

Korrekturen am vorliegenden Gesetzentwurf können 
daher nicht ausreichen, er muß vollkommen neu kon-
zipiert werden. 

Zu 1. 

Der vorliegende Gesetzentwurf der Bundesregierung 
will  eine steuerliche Subventionierung weiter-Berei-
che des organisierten Freizeitsports und der Freizeit-
betätigung. Dies steht im eindeutigen Widerspruch 
zum Gutachten der Sachverständigenkommission, die 
nach dem Grundsatz „Gemeinnützigkeit setzt Selbst-
losigkeit voraus" nur solchen Vereinen die Spenden-
begünstigung zugestehen will, • die ausschließlich 
selbstlos sind. Geselligkeit, Freizeit und Spo rt  will  die 
Kommission ausdrücklich ausnehmen. Hier werden 

zwar z. T. auch anerkennenswerte Leistungen er-
bracht (z. B. in der Jugendarbeit oder bei der Gesund-
heitsfürsorge), die öffentliche Förderung durch Steu-
erbefreiung wird jedoch als ausreichend erachtet. 

So hat auch der Deutsche Juristentag 1988 mit über-
wältigender Mehrheit beschlossen: „Die steuerliche 
Begünstigung von Spenden ist auf das rechtferti-
gungsfähige Maß der gemeinwohlfördernden 
Zwecke im Dienste für den Nächsten und die Allge-
meinheit zu reduzieren, unter Ausschluß vor allem der 
Förderung vereinsmäßig organisierter p rivater Frei-
zeitaktivität. " 

Die Pläne der Bundesregierung würden die Freizeit-
gestaltung des einzelnen unangemessen und unver-
tretbar mitfinanzieren, jeder geschickte Bürger würde 
dann seine Ausgaben für Hobbies und Urlaub mög-
lichst über einen Verein laufen lassen und bei der 
Steuer absetzen. Dem Mißbrauch wird Tür und Tor 
geöffnet, die ersten Beispiele sind schon bekannt: 
Schon jetzt finanzieren findige Golfspieler oder Segel-
freunde Hobby und Urlaub durch Steuerersparnis. 

Bedenklich ist die erkennbare Schieflage im Verhält-
nis zur Familien- und Sozialpolitik. So urteilt der Bun-
desrat zu Recht: „Es wäre nicht nur ordnungs- und 
sozialpolitisch, sondern angesichts des erklärten Ziels 
des Abbaus von Steuervergünstigungen auch steuer-
politisch verfehlt, z. B. Aufwendungen für Freizeitbe-
tätigungen steuerlich zu begünstigen, während le-
bensnotwendige Aufwendungen steuerlich nur in en-
gen Grenzen berücksichtigt, andererseits im Rahmen 
des Subventionsabbaus, z. B. Investitionszulagen und 
Erfindervergütungen, abgeschafft werden." 

Noch deutlicher wird die unabhängige Sachverstän-
digenkommission: „Solange einkommensteuerrecht-
lich das physische Existenzminimum nicht durch ei-
nen realistischen Grundfreibetrag berücksichtigt 
wird, solange auch keine rea listischen Kinderfreibe-
träge eingeführt werden sollen, ist es nicht konse-
quent, Aufwendungen oder Zuwendungen für die 
Freizeitbetätigung und die sportliche Betätigung zum 
Abzug zuzulassen. " 

Hinzu kommen Abgrenzungsprobleme, welche Tätig-
keiten „dem Sport nahestehend" und somit als ge-
meinnützig anzuerkennen sind. Die Deutsche Steuer-
gewerkschaft geht davon aus, „daß in einem noch 
nicht abzusehenden Ausmaß Gesellschaften und 
Clubs zur Gemeinnützigkeit drängen". 

Bei den Finanzbehörden würde dies zu erheblicher 
Mehrarbeit führen. Letztlich ist auch zu befürchten, 
daß das Spendenaufkommen zugunsten der karitati-
ven Verbände und Vereine sinkt, weil die Spenden-
ströme eher in Richtung persönlicher Freizeitgestal-
tung fließen. 

So hat die Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien 
Wohlfahrtspflege in der Anhörung im Finanzausschuß 
betont, daß „das Spendenaufkommen für Wohlfahrts-
zwecke voraussichtlich merklich zurückgehen wird" 
und daß dies auch noch zusammentrifft mit einer Kür-
zung der Bundeszuwendungen für zentrale Aufgaben 
der Spitzenverbände der Freien Wohlfahrt und mit der 
Kürzung der Zuschüsse für ABM-Kräfte um durch- 
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schnittlich 20 v. H. Entlassungen und Schließungen 
bei freien Trägern wären dann kaum zu vermeiden. 

Zu 2.  

Alle steuerbegünstigten Zwecke sind künftig ebenso 
zu behandeln wie staatspolitische (Parteispenden), 
dies betrifft die Höchstbeträge und die Steuerermäßi-
gung um 50 v. H. Für jenes Drittel der Bevölkerung, 
das nicht steuerpflichtig ist und deshalb von der Ab-
setzbarkeit von Spenden gemeinnütziger A rt  nicht 
begünstigt ist, sind Regelungen zu schaffen, die eine 
Gleichbehandlung sichern (z. B. analog zur Kinder-
freibetragsregelung). 

Zu 3.  

Der Regierungsentwurf bringt keine Steuervereinfa-
chung, sondern neue Komplizierungen: unbes timmte 
Rechtsbegriffe werden eingeführt, Mißbrauchsmög-
lichkeiten werden eröffnet; die Zersplitterung des Ge-
meinnützigkeitsrechts auf verschiedene Rechtsvor-
schriften (EStG, EStDV, ESt-Richtlinien, Abgabenord-
nung nebst Anlagen) bleibt erhalten. 

Die Vorschläge der Sachverständigenkommission auf 
Abschaffung des Durchlaufverfahrens bei der Aus-
stellung von Spendenquittungen und auf Einzelfall-
prüfung bei Zugeständnissen an Stiftungen sind zu 
berücksichtigen, die Koppelung der Spendenabzugs-
fähigkeit an einen Anspruch auf Erstattung der Auf-
wendungen ist im Interesse einer Gleichbehandlung 
reicher und armer Vereine zu streichen. 

Der von den Sachverständigen geforderte Katalog der 
anerkannten gemeinnützigen Zwecke ist zu verwirk-
lichen und rechtlich zu verankern, um Rechtssicher-
heit zu gewährleisten und diskriminierende Entschei-
dungen zu Lasten subjektiv unliebsamer Vereine 
(z. B. mit Friedens-, Umwelt- oder Minderheitenenga-
gement) — evtl. unterschiedlich je nach Bundes-
land — zu verhindern. Eine Generalklausel anstelle 
eines verbindlichen Katalogs würde nach Ansicht der 
Sachverständigenkommission Gesetzesbestimmtheit 
und Rechtssicherheit strapazieren und die Finanzbe-
hörden überfordern. 

Zu 4.  

Angesichts der Massenarbeitslosigkeit ist die selbst-
lose Förderung von arbeits- und ausbildungsplatz-
schaffenden Maßnahmen und Einrichtungen unver-
kennbar eine der Allgemeinheit dienende und damit 
gemeinnützige Tätigkeit. Dies gilt vor a llem, weil 
diese oftmals für Problemgruppen des Arbeitsmarktes 
die einzige Chance auf sinnvolle Beschäftigung bie-
ten. 

Vergleichbares gilt für Vereine, die sich uneigennüt-
zig für die Belange von Minderheiten wie Schwule 
oder Lesben, Flüchtlinge, Ausländer/innen, Drogen-
abhängige u. a. einsetzen. Beratung und Be treuung, 
Abbau von Vorurteilen und Diskriminierungen, Hilfe 
zur Emanzipation und Gleichstellung, Minderheiten-
schutz und Verbesserung der Lebenssituation Betrof-
fener sind gesamtgesellschaftlich notwendige und da-
mit gemeinnützige Handlungen. 

Zu 5.  

Der Anlaß der Reform des Vereinsgemeinnützigkeits-
rechts sollte genutzt werden, um durch eine steuerli-
che Regelung zur Linderung des „Pflegenotstandes" 
bei karitativen Dienstleistungen beizutragen und so-
ziales Engagement in bescheidener Form finanziell 
anzuerkennen. 

Dies kann einerseits geschehen, indem bei Zahlung 
einer Aufwandsentschädigung die steuerfreie 
„Übungsleiterpauschale" nach § 3 Nr. 26 EStG auf 
Helfer/innen im Pflegebereich ausgedehnt wird, und 
andererseits, indem bei ehrenamtlicher Tätigkeit 
steuerabzugsfähige Spendenbescheinigungen für ei-
nen fiktiven Stundenlohn von 10 DM, höchstens je-
doch 1 200 DM pro Person und Jahr zulässig werden. 
Der maximale Steuerausfall wurde von Fachleuten 
auf 130 Mio. DM p. a. geschätzt. 

Dieser Entschließungsantrag ist von den Koalitions-
fraktionen bei Stimmenthaltung der Fraktion der SPD 
abgelehnt worden. 

Dem Finanzausschuß lag eine Reihe von Eingaben zu 
dem Gesetzentwurf vor: 

— Ergänzung des § 52 Abs. 2 der Abgabenordnung 
um die Förderung von Bestrebungen, die geeignet 
sind, Diskriminierungen gleichgeschlechtlicher 
Lebensformen abzubauen. 

Dem Anliegen wurde nicht entsprochen, weil die 
Abwehr von Diskriminierungen schon nach gel-
tendem Recht zu den begünstigten Zwecken ge-
hört. 

— Verschärfung der Anforderungen an die Zuerken-
nung der Gemeinnützigkeit, insbesondere im Hin-
blick auf die Selbstlosigkeit und den Umwelt-
schutz. 

Dem Anliegen wurde nicht entsprochen. Auf die 
Auslegung des Merkmals der Selbstlosigkeit 
durch Verwaltung und Rechtsprechung hat der 
Gesetzgeber keinen Einfluß. Die Bedeutung des 
Umweltschutzes als gemeinnützigen Zweck hat 
der Ausschuß betont (vgl. Einzelbegründung zu 
Artikel 1 Nr. 1 — § 52 Abs. 2 AO). 

— Vermeidung von Wettbewerbsverzerrungen. 

Dem Anliegen wurde insoweit entsprochen, als der 
Finanzausschuß den Gesetzentwurf der Bundesre-
gierung bezüglich der Zwecke, die neu als ge-
meinnützig anerkannt werden, eingeschränkt hat. 
Darüber hinaus hat er klarstellende Regelungen 
empfohlen, die mißbräuchliche Vereinsaufspal-
tungen (sog. Zellteilung) verhindern sollen. 

— Erhaltung des Spendenaufkommens für Vereine, 
die im sozialen Bereich tätig sind. 

Dem Anliegen wurde dadurch entsprochen, daß 
der Ausschuß zum einen den Gesetzentwurf der 
Bundesregierung bezüglich der Zwecke, die neu 
als gemeinnützig anerkannt werden, einge-
schränkt und zum anderen den Spendenabzugs

-

rahmen für mildtätige Spenden von 5 v. H. auf 
10 v. H. des Gesamtbetrags der Einkünfte ausge-
dehnt hat. 
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In der Schlußabstimmung ist der Entwurf eines Ver-
einsförderungsgesetzes — Drucksache 11/4176 — in 
der vom Ausschuß geänderten Fassung mit den Stim-
men der Koalitionsfraktionen bei einer Stimmenthal-
tung aus deren Reihen und den Stimmen der Fraktion 
der SPD gegen die Stimme der Fraktion DIE GRÜNEN 
angenommen worden. Der sowohl vom Bundesrat als 
auch von den Abgeordneten Büchler (Hof), Dr. Apel 
u. a. und der Fraktion der SPD vorgelegte Entwurf 
eines Gesetzes zur Verbesserung des Gemeinnützig-
keitsrechts — Drucksachen 11/390 und 11/1334 — so-
wie der Antrag der Abgeordneten Dr. Apel, Dr. Pen-
ner u. a. und der Fraktion der SPD „Steuerliche Er-
leichterungen für die gemeinnützigen Sportvereine 
und andere gemeinnützige Vereine" — Drucksache 
11/124 — sind einstimmig für erledigt erklärt wor-
den. 

II. Einzelbegründung 

Die gegenüber der Regierungsvorlage beschlossenen 
Änderungen und Ergänzungen werden im einzelnen 
wie folgt erläutert: 

Zu Artikel 1 — Änderung der Abgabenordnung 

Zu Nummer 01 (§ 51 AO) 

Die Vorschrift soll verhindern, daß gemeinnützige 
Körperschaften die Besteuerungsgrenze, die Zweck-
betriebsgrenze und die nach den Einzelsteuergeset-
zen gewährten Freibeträge mehrfach in Anspruch 
nehmen können, indem sie ihre Abteilungen rechtlich 
verselbständigen. 

Zu Nummer I (§ 52 Abs. 2 AO) 

Der Ausschuß hält es abweichend vom Vorschlag der 
Bundesregierung für gerechtfertigt, die ergänzende 
Aufzählung der Förderzwecke im Gesetz auf Ge-
sichtspunkte von Umwelt und Naturschutz, Wissen-
schaft und Forschung sowie auf das traditionelle 
Brauchtum zu beschränken. 

Die Änderungen gegenüber dem Regierungsentwurf 
lehnen sich an die Änderungsvorschläge des Bundes-
rates zu § 52 Abs. 2 AO an. 

Zu Nummer 3 (§ 64 Abs. 4 und 5 AO) 

Absatz 4 

Die Vorschrift soll verhindern, daß sich größere Kör- 
perschaften zum Zweck der mehrfachen Inanspruch-
nahme der Besteuerungsgrenze formal in mehrere 
kleine Körperschaften aufgliedern. Die mehrfache 
Gewährung der Steuervergünstigung wäre in diesen 
Fällen aus Wettbewerbsgründen nicht gerechtfer-
tigt. 

Absatz 5 

Mit der Regelung wird ein Vorschlag des Bundesrates 
teilweise aufgegriffen. 

Abweichend von dem Vorschlag des Bundesrates hat 
der Ausschuß die Regelung auf Altmaterialsammlun-
gen begrenzt. Die Einbeziehung von Verkaufsveran-
staltungen (Basare, Flohmärkte usw.) in die Regelung 
würde zu schwierigen Abgrenzungsproblemen füh-
ren und wäre weder im Hinblick auf die gewollte Ver-
einfachung der Vereinsbesteuerung noch von der Sa-
che her gerechtfertigt. 

Die Abgrenzungsprobleme würden dadurch entste-
hen, daß bei zahlreichen Veranstaltungen gemeinnüt-
ziger Körperschaften sowohl gekaufte als auch unent-
geltlich erworbene Sachen verkauft werden. Z. B. ist 
es üblich, daß bei geselligen Veranstaltungen, Spo rt

-festen oder Schützenfesten sowohl von den Mitglie-
dern unentgeltlich zur Verfügung gestellte Sachen, 
wie Kaffee, Kuchen, Salate, und von dem Verein an-
geschaffte Sachen, z. B. Bier, alkoholfreie Getränke, 
Würstchen usw., verkauft werden. Auch Mischfälle 
kommen vor, wenn z. B. bei dem Verkauf von Glüh-
wein der Wein gespendet, die Zutaten aber vom Ver-
ein angeschafft werden oder wenn die Mitglieder dem 
Verein für einen Basar gebastelte Sachen spenden 
und der Verein den Mitgliedern das für die Herstel-
lung der Sachen erforderliche Mate rial ganz oder teil-
weise zur Verfügung gestellt hat. Es wäre in den ge-
nannten Fällen notwendig und sehr schwierig, die 
Einnahmen und Ausgaben auf die beiden Tätigkeiten 
Verkauf von unentgeltlich erworbenen Sachen und 
Verkauf von entgeltlich erworbenen Sachen aufzutei-
len. 

Außerdem wäre eine zusätzliche Steuervergünsti-
gung insbesondere für den Verkauf von Speisen und 
Getränken, aber auch für den Verkauf von Einzelhan-
delswaren wie Spielzeug, Textilien und Sportgeräten 
sowie eine zusätzliche Steuervergünstigung für gesel-
lige Veranstaltungen unter Wettbewerbsgesichts-
punkten nicht gerechtfertigt. Dagegen meint der Aus-
schuß, daß sich die grundsätzlich auch bei Altmate-
rialsammlungen vorhandenen Wettbewerbsprobleme 
weitgehend durch eine Begrenzung der Regelung auf 
Altmaterialsammlungen, die außerhalb einer ständig 
dafür vorgehaltenen Verkaufsstelle durchgeführt 
werden, ausräumen lassen. 

Sinn und Zweck der vom Bundesrat vorgeschlagenen 
Regelung sind es, wie sich aus der Begründung ergibt, 
den Überschuß unter Berücksichtigung fiktiver Lohn-
aufwendungen niedriger zu schätzen, als er (ohne die 
Lohnaufwendungen) tatsächlich ist. Dieses Ziel kann 
aber entgegen der Auffassung des Bundesrates nicht 
schon dadurch erreicht werden, daß eine Schätzung 
nach den allgemeinen Grundsätzen zugelassen wird. 
Bei einer solchen Schätzung, wie sie auch nach gel-
tendem Recht schon möglich ist, müßten sich die Fi-
nanzämter nämlich an den tatsächlichen Verhältnis-
sen orientieren und dürften insbesondere keine Be-
triebsausgaben für Löhne berücksichtigen, die tat-
sächlich nicht gezahlt worden sind. Deshalb muß in 
der Regelung ausdrücklich zugelassen werden, daß 
der Überschuß aus Altmaterialsammlungen ohne 
Rücksicht auf die tatsächlichen Verhältnisse stets in 
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Höhe des branchenüblichen Reingewinns geschätzt 
werden kann. 

Zu Nummer 4 (§ 67a Abs. 1 AO) 

Der Bundesrat hat vorgeschlagen, zur Klarstellung in 
§ 67 a Abs. 1 Satz 2 AO darauf hinzuweisen, daß auch 
Einnahmen für Werbeleistungen nicht zu den Einnah-
men aus sportlichen Veranstaltungen gehören. Die 
Bundesregierung hat dem Vorschlag zugestimmt; der 
Finanzausschuß greift ihn auf. 

Zu Artikel 2 Änderung des Einführungsgesetzes 
zur Abgabenordnung 

Im neuen § 1 d wird das Zitat in der ersten Zeile um 
den § 51 der Abgabenordnung ergänzt. 

Zu Artikel 3 — Änderung des 
Einkommensteuergesetzes 

Zu Nummer 1 (§ 3 Nr. 26 EStG) 

Nach § 3 Nr. 26 EStG sind Vergütungen bis zur Höhe 
von insgesamt 2 400 DM im Jahr für nebenberufliche 
Tätigkeiten als Übungsleiter, Ausbilder, Erzieher oder 
für eine vergleichbare nebenberufliche Tätigkeit zur 
Förderung gemeinnütziger Zwecke im Dienst oder 
Auftrag einer inländischen juristischen Person des öf-
fentlichen Rechts oder einer gemeinnützigen Körper-
schaft als steuerfreie Aufwandsentschädigung anzu-
sehen. Der Ausschuß hält es trotz bestehender Ab-
grenzungsprobleme aus gesellschaftspolitischen 
Gründen für geboten, daß dieser Aufwendungs-
pauschbetrag auch Personen gewährt wird, die ne-
benberuflich im Pflegedienst arbeiten. 

Zu Nummer 2 (§ 10b EStG) 

Buchstabe a 

Nach geltendem Recht wird der Spendenabzugsrah-
men lediglich bei Spenden für wissenschaftliche und 
als besonders förderungswürdige anerkannte kultu-
relle Zwecke auf 10 v. H. des Gesamtbetrags der Ein-
künfte verdoppelt. Der Ausschuß hält es für geboten, 
auch bei Spenden für mildtätige Zwecke den Spen-
denrahmen auf 10 v. H. zu erhöhen. 

Buchstabe b 

S. Begründung zu Artikel 3 des Regierungsentwurfs. 

Buchstabe c 

Der Vorschlag entspricht im wesentlichen dem Vor-
schlag des Bundesrates. Auf die Begründung des Bun-
desrates (Ziffern 6 und 9 seiner Stellungnahme) wird 

verwiesen. In Abweichung vom Vorschlag des Bun-
desrates hält der Ausschuß allerdings — in Überein-
stimmung mit dem Vorschlag der Sachverständigen-
kommission — für die Haftung des Spendenempfän-
gers einen Ansatz der entgangenen Steuer mit einem 
durchschnittlichen Einheitssatz von 40 v. H. für ange-
messen. 

Zu Nummern 3 und 4 (§§ 34g, 52 EStG) 

Redaktionelle Folgeänderungen 

Zum neuen Artikel 3 a — Änderung der 
Einkommensteuer-
Durchführungsverordnung 

Nach der derzeitigen Regelung (Anlage 7 zu Ab-
schnitt 111 Abs. 1 EStR) hängt bei Spenden für be-
stimmte Zwecke die steuerliche Abzugsfähigkeit da-
von ab, daß die Spende nicht an den gemeinnützigen 
Letztempfänger selbst erfolgt. Vielmehr muß sie über 
eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder 
eine öffentliche Dienststelle im Sinne von § 48 Abs. 3 
Nr. 1 EStDV geleitet werden (sog. Durchlaufspenden, 
z. B. zur Förderung des Spo rts, der Kultur, der Ent-
wicklungshilfe, des Umweltschutzes). Als Empfänger 
der Durchlaufspende muß die juristische Person des 
öffentlichen Rechts oder öffentliche Dienststelle auch 
die Spendenbestätigung erteilen. Die Rechtspre-
chung verlangt dafür eine haushalts- und auf sichts-
rechtliche Prüfung. In der Praxis dienen insbesondere 
die Städte und Gemeinden als Durchlaufstelle. Das 
Durchlaufspendenverfahren wird zwar seit langem 
weitgehend reibungslos gehandhabt, in letzter Zeit 
sind aber vermehrt Fälle aufgetreten, in denen Ver-
eine, die nur Durchlaufspenden erhalten können, 
keine Stelle gefunden haben, die zur Annahme von 
Durchlaufspenden bereit war. Diese Schwierigkeit ist 
insbesondere bei Entwicklungshilfevereinen und an-
deren Vereinen aufgetreten, die Projekte im Ausland 
fördern. 

Der Ausschuß schlägt, ohne einer grundlegenden, 
auch vom Bundesrat angeregten Überprüfung des 
Spendenrechts vorzugreifen, eine pragmatische Lö-
sung dieser wichtigsten Fallgruppe vor. Dabei er-
kennt er an, daß gerade bei Spenden, die im Ausland 
verwendet werden sollen, eine Überprüfung der ord-
nungsgemäßen Verwendung für die Gemeinde mit 
erheblichen Schwierigkeiten verbunden sein kann. 
Der Ausschuß hat die weitergehende Überlegung, ge-
nerell bei Durchlaufspenden an gemeinnützige Kör-
perschaften mit überörtlichem Wirkungskreis die 
Oberfinanzdirektionen als Durchlaufstellen zu be-
stimmen, insbesondere aus folgenden Gründen nicht 
übernommen: Den Gemeinden würde es dadurch er-
möglicht, in einer unübersehbaren Zahl von Fällen die 
Abwicklung des Durchlaufverfahrens auf die Oberfi-
nanzdirektionen zu verlagern, da für sehr viele Ver-
eine der Wirkungskreis über das Gebiet einer Ge-
meinde hinausreicht. Das Durchlaufverfahren würde 
faktisch abgeschafft, wenn die Finanzverwaltung, die 
ohnehin die Spendenverwendung überprüft, dies 
nunmehr doppelt prüfen würde. Außerdem hat der 
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Ausschuß Bedenken, durch Bundesgesetz Länderbe-
hörden ohne ausführliche vorherige Abstimmung mit 
den Ländern zur Durchführung von Verwaltungsauf-
gaben zu verpflichten. 

Die Regelung sieht vor, daß ein Verein, der bei der 
Förderung von Zwecken, die er im Ausland fördert 
und für die er nur Durchlaufspenden erhalten kann, 
den Spendern das jeweils zuständige Ressort der Bun-
desregierung benennen kann, wenn ihm keine an-
dere Durchlaufstelle zur Verfügung steht. Für Ent-
wicklungshilfeprojekte z. B. wäre dies regelmäßig das 
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenar-
beit, für andere Projekte regelmäßig das Auswärtige 
Amt. Die Bundesministerien sind am ehesten in der 
Lage, evtl. Zweifelsfragen im Zusammenhang mit den 
im Ausland geförderten Projekten zu klären. Die je-
weilige Stelle ist zur Durchführung des Durchlauf-
spendenverfahrens verpflichtet, dies schließt gewisse 
haushalts- und aufsichtsrechtliche Prüfungspflichten 
ein. Da die Spenden in die Verfügungsgewalt der 
Durchlaufstellen gelangen und zu Haushaltsmitteln 
werden, setzt die Weiterleitung der Spende an den 
Letztempfänger voraus, daß diese Prüfung keine Be-
denken ergeben hat. Dies bedeutet, daß ein Anspruch 
des Spenders auf Weiterleitung seiner Spende an den 
Letztempfänger nicht in jedem Fall gegeben ist. 

Zum neuen Artikel 3 b — Rückkehr zum 
einheitlichen 
Verordnungsrang 

Durch die Vorschrift soll erreicht werden, daß die 
§§ 48 und 84 EStDV, wie alle anderen Vorschriften der 
EStDV, durch Rechtsverordnung geändert werden 
können. 

Zu Artikel 4 — Änderung des Umsatzsteuergesetzes 

Allgemeines 

Körperschaften, die ausschließlich und unmittelbar 
gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke 
verfolgen (§§ 51 bis 68 AO), wie gemeinnützige Spo rt

-vereine und Verbände der Freien Wohlfahrtspflege, 
schließen sich häufig zu nichtrechtsfähigen Personen-
vereinigungen (z. B. Gesellschaften bürgerlichen 
Rechts) zusammen oder bilden Gemeinschaften. 
Diese Vereinigungen oder Gemeinschaften haben in 
der Regel sachlich und zeitlich begrenzte Aufgaben 
zu erfüllen (z. B. Sportveranstaltungen, Lotterien oder 
Ausspielungen). 

Die nichtrechtsfähigen Personenvereinigungen und 
die Gemeinschaften sind umsatzsteuerrechtlich Un-
ternehmer (§ 2 Abs. 1 UStG). Sie führen entgeltliche 
Leistungen aus, die — soweit sie im Erhebungsgebiet 
bewirkt werden — umsatzsteuerpflichtig sind und 
derzeit der Umsatzsteuer nach dem allgemeinen Steu-
ersatz gemäß § 12 Abs. 1 UStG unterliegen. Eine An-
wendung des ermäßigten Steuersatzes ist nach dem 
Wortlaut des § 12 Abs. 2 Nr. 8 UStG zumindest zwei-
felhaft, weil die Anerkennung steuerbegünstigter 
Zwecke nach §§ 51 ff. AO auf Körperschaften, Perso

-

nenvereinigungen und Vermögensmassen i. S. des 
Körperschaftsteuergesetzes beschränkt ist. 

Insbesondere unter dem Gesichtspunkt der steuer-
rechtlichen Gleichbehandlung erscheint es sachlich 
geboten, den nichtrechtsfähigen Personenvereini-
gungen und den Gemeinschaften ebenfalls insoweit 
Umsatzsteuerermäßigung zuzubilligen, als sie gleiche 
Leistungen bewirken, wie sie die steuerbegünstigten 
Körperschaften z. B. im Rahmen von Zweckbetrieben 
(§§ 65 bis 68 AO) ausführen. Daher wird § 12 Abs. 2 
Nr. 8 UStG entsprechend ergänzt. 

Die körperschaft- und gewerbesteuerliche Behand-
lung der Erträge der Personenvereinigungen und Ge-
meinschaften bleibt unberührt. 

Zu Nummer 1 (§ 12 Abs. 2 UStG) 

Buchstabe a 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. 

Buchstabe b 

Durch das Anfügen eines neuen Buchstaben b in § 12 
Abs. 2 Nr. 8 UStG wird der sachliche Anwendungsbe-
reich dieser Vorschrift erweitert. Die Umsatzsteuerer-
mäßigung, die nach dem bisherigen Wortlaut der Vor-
schrift nur für die Leistungen der steuerbegünstigten 
Körperschaften i. S. der §§ 51 ff. AO gilt, wird aus-
drücklich auf die Leistungen von nichtrechtsfähigen 
Personenvereinigungen und von Gemeinschaften 
steuerbegünstigter Körperschaften ausgedehnt. 
Nichtrechtsfähige Personenvereinigungen und Ge-
meinschaften von Körperschaften, die ausschließlich 
und unmittelbar gemeinnützige, mildtätige oder 
kirchliche Zwecke verfolgen, werden damit hinsicht-
lich der umsatzsteuerrechtlichen Behandlung ihrer 
Leistungen eindeutig den steuerbegünstigten Körper-
schaften gleichgestellt. 

Voraussetzung für die Steuerermäßigung ist, daß 

a) die Mitglieder der nichtrechtsfähigen Personen-
vereinigung oder der Gemeinschaft ausschließlich 
steuerbegünstigte Körperschaften i. S. der §§ 51 ff. 
AO sind, 

b) die Leistungen, würden sie anteilig von den Mit-
gliedern der Personenvereinigung oder der Ge-
meinschaft ausgeführt werden, nach § 12 Abs. 2 
Nr. 8 Buchstabe a UStG (bisher § 12 Abs. 2 Nr. 8 
UStG) ermäßigt zu besteuern wären. 

Daraus folgt, daß die einzelne Personenvereinigung 
oder Gemeinschaft für ihre Leistungen nur dann Um-
satzsteuerermäßigung beanspruchen kann, wenn sie 
sich lediglich auf steuerbegünstigte Bereiche (z. B. 
Zweckbetriebe) ihrer Mitglieder erstreckt. Daneben 
kann aber mit den wirtschaft lichen Geschäftsbetrie-
ben, die nicht Zweckbetriebe sind (z. B. Vereinsgast-
stätten), eine gesonderte Personenvereinigung oder 
Gemeinschaft gebildet werden, deren Umsätze nicht 
begünstigt sind. Die für Umsatzsteuerzwecke erfor-
derlichen Aufzeichnungen müssen bei nebeneinan- 
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der bestehenden Zusammenschlüssen voneinander 
getrennt sein. Ausgeschlossen ist die Steuerermäßi-
gung, wenn eine Personenvereinigung oder Gemein-
schaft außer Zweckbetrieben auch wi rtschaftliche Ge-
schäftsbetriebe umfaßt, die keine Zweckbetriebe sind 
(z. B. Gemeinschaft aus der kulturellen Veranstaltung 
des einen und dem Bewirtungsbetrieb des anderen 
gemeinnützigen Vereins). Auch in Fällen gemein-
schaftlicher Sportveranstaltungen darf durch die Zu-
rechnung der anteiligen Einnahmen der Personenve-
reinigung oder der Gemeinschaft bei keinem Vereini-
gungs- oder Gemeinschaftsmitglied ein wirtschaftli-
cher Geschäftsbetrieb entstehen, der nicht Zweckbe-
trieb ist. 

Zu Nummer 2 (§ 23 a UStG) 

Siehe Begründung zu Artikel 4 des Regierungsent-
wurfs. Im Absatz 1 wurde in der 7. Zeile das im Regie-
rungsentwurf fehlende Wo rt  „zu" ergänzt. 

Zu Artikel 7 — Änderung des 
Körperschaftsteuergesetzes 

Zu Nummer 1 (§ 5 Abs. 1 KStG) 

Buchstabe a 

Es handelt sich um einen Vorschlag des Bundesrates 
(Ziffer 8): „Der Kreis der nach § 5 Abs. 1 Nr. 2 KStG 
von der Körperschaftsteuer befreiten öffentlich-recht-
lichen Kreditanstalten des Bundes mit Sonderaufga-
ben und der zentralen Kreditinstitute der Länder wird 
um die Niedersächsische Landestreuhandstelle für 
Wirtschaftsförderung, die Landestreuhandstelle für 
Agrarförderung und die Saarländische Investitions-
kreditbank Aktiengese llschaft erweitert. Die genann-
ten Institute stehen — abgesehen von geringfügigen 
Ausnahmen — mit anderen Kreditinstituten nicht im 
Wettbewerb. Bei der Niedersächsischen Landestreu-
handstelle für Wirtschaftsförderung und der Landes-
treuhandstelle für Agrarförderung handelt es sich um 
betriebswirtschaftlich und organisatorisch ge trennte 
Teile der Norddeutschen Landesbank." 

Buchstabe b 

Siehe Begründung zu Artikel 7 Nr. 1 des Regierungs-
entwurfs. 

Zu Nummer 2 (§ 9 Nr. 3 KStG) 

Buchstabe a 

Siehe Begründung zu Artikel 3 Nr. 2 Buchstabe a. 

Buchstabe b 

Siehe Begründung zu Artikel 7 Nr. 2 des Regierungs

-

entwurfs sowie Begründung zu Artikel 3 Nr. 2 Buch-
stabe c. 

Zu Nummer 4 (§ 54 KStG) 

Die Änderungen entsprechen den redaktionellen Fol-
geänderungen bei der Einkommensteuer (Artikel 3 
Nr. 4). 

Zu Artikel 8 — Änderung des 
Gewerbesteuergesetzes 

Zu Nummer 1 (§ 3 GewStG) 

Buchstabe a 

Folgeänderung zur Änderung des Artikels 7 Nr. 1 
Buchstabe a. 

Buchstabe b 

Siehe Begründung zu Artikel 8 Nr. 1 des Regierungs-
entwurfs. 

Zu Nummer 2 (§ 5 Abs. 1 GewStG) 

Es handelt sich um einen Vorschlag des Bundesrates 
(Ziffer 10): 

„Durch Verordnung (EWG) Nr. 2137/85 des Rates 
vom 25. Juli 1985 (ABl. EG Nr. L 199 S. 1) ist mit Wir-
kung ab 1. Juli 1989 als neue Rechtsform des europäi-
schen Gesellschaftsrechts die Europäische Wirtschaft-
liche Interessenvereinigung (EWIV) geschaffen wor-
den. Nach Artikel 40 der Verordnung (EWG) darf das 
Ergebnis der Tätigkeit der EWIV nur bei ihren Mit-
gliedern besteuert  werden. Mit dieser Bestimmung 
wäre es nicht vereinbar, den Ertrag aus gewerblicher 
Betätigung einer EWIV bei ihr selbst zu besteuern, 
wie § 5 Abs. 1 Satz 3 GewStG es für Personengesell-
schaften vorsieht. 

Durch die Neuregelung sollen die Mitglieder der 
EWIV Steuerschuldner werden. Die Einbeziehung der 
von der EWG-Verordnung nicht be troffenen Gewer-
bekapitalsteuer dient der Vereinfachung des Besteue-
rungsverfahrens. Ohne die rechtzeitige Änderung des 
Gewerbesteuergesetzes könnte die EWIV als Gewer-
bebetrieb zum Nachteil der Gemeinden nicht der Ge-
werbesteuer unterworfen werden. " 

Zu Nummer 4 (§ 36 Abs. 3 a GewStG) 

Diese Bestimmung soll die erstmalige Anwendung 
der Neuregelung über die Steuerschuldnerschaft im 
Fall  der Europäischen Wirtschaftlichen Interessenver-
einigung — EWIV — (§ 5 Abs. 1 GewStG) festlegen. 
Die Anwendung ab Erhebungszeitraum 1989 ist not-
wendig, weil die Rechtsform der EWIV ab dem 1. Juli 
1989 möglich ist. 
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Zu Artikel 9 — Änderung des 
Vermögensteuergesetzes 

Zu Nummer 1 

Buchstabe a 

Folgeänderung aus der Änderung des Artikels 7 Nr. 1 
Buchstabe a. 

Buchstaben b und c 

Redaktionelle Folgeänderungen. 

Zum neuen Artikel 9 a — Änderung des 
Berlinförderungsgesetzes 

Allgemeines 

Der Bundesrat hat u. a. auch Änderungen der §§ 17, 
29 und 31 BerlinFG vorgeschlagen. Aus Berliner Sicht 
können die Änderungen nicht länger zurückgestellt 
werden. 

Der Finanzausschuß hat deshalb beschlossen, diese 
Änderungen im Rahmen des Vereinsförderungsgeset-
zes vorzunehmen. 

Zu Nummer 1 (§ 17 BerlinFG) 

Durch die Änderung wird § 17 Abs. 2 BerlinFG an die 
langjährige Verwaltungsübung angepaßt, wonach 
entsprechend der Zielsetzung dieser Vorschrift die 
Steuerermäßigungen auch für Darlehen gewährt wer-
den, die von einem Ersterwerber zur Finanzierung des 
Erwerbs von Kaufeigenheimen oder Kaufeigentums

-

wohnungen verwendet werden. Im übrigen handelt 
es sich um redaktionelle Änderungen. 

Zu Nummer 2 (§ 29 BerlinFG) 

Bisher ist im BerlinFG nicht eindeutig geregelt, ob für 
die Rückforderung der Berlin-Zulage vom Arbeitneh-
mer das Wohnsitzfinanzamt des Arbeitnehmers oder 
das Betriebsstättenfinanzamt des Arbeitgebers zu-
ständig ist. Aus Gründen der Verwaltungsvereinfa-
chung wird nunmehr bestimmt, daß das Finanzamt, 
bei dem der Lohnsteuer-Jahresausgleich oder die Ein-
kommensteuerveranlagung des Arbeitnehmers 
durchgeführt wird, auch für die Rückforderung der 
Berlin-Zulage örtlich zuständig ist. 

Zu Nummer 3 (§ 31 BerlinFG) 

Buchstabe a 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. 

Buchstabe b 

Durch die Änderung wird § 31 Abs. 6 BerlinFG an die 
Regelungen in § 51 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe q Satz 2 
EStG i. V. m. § 82a Abs. 4 Satz 1 EStDV sowie § 52 
Abs. 21 Satz 7 EStG angepaßt. 

Buchstabe c 

Die Neuregelung soll auch vor 1990 anwendbar 
sein. 

Bonn, den 25. Oktober 1989 

Dr. Grünewald 

Berichterstatter 

Opel Rind 




